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Die Expedition iſt Verrenſtragse Ar. 29. 


Sonnabend den 9. September 


Unſern geehrten auswärtigen Abonnenten 
zeigen wir ergebenſt an, daß durch die eingetretene bedeutende Porto-Ermäßigung alle königlichen preußiſchen Poſt-Anſtalten in den Stand 
geſetzt find, vom 1. Oktober d. J. ab die Breslauer Zeitung für den Preis von 1 Ntlr. SA Sgr. 6 Pf. pro Quartal zu liefern. 
Es iſt demnach eine Ermäßigung von 1 RNtlr. 22 Sgr. für den Jahrgang eingetreten. 
Mit der Schleſiſchen Chronik koſtet die Zeitung dann 2 Thlr. LO Sgr. und die Schleſiſche Cyronik allein 18 Sgr. 3 Pf. 
N Die Expedition der Breslauer Zeitung. 


Au die Abonnenten der ſtenogr. Berichte der Verhandlungen der Natlonal⸗Verſammlungen in Berlin u. Frankfurt a. M. 
Heute erſcheint der 27-30. (az z - 300 Bogen des 11. Abon. v. 30 Bog. Berlin Bg. 152. Frankf. Bg. 126—1 28. 
Mit der heutigen Lieferung iſt das 11. Abonnement beendet. Auf das 12. Abonnement (Bogen 331 bis 360) beliebe man 

baldigſt bei den betreffenden Poſtanſtalten und Commanditen mit 10 Sgr. zu pränumeriren. a 


KM Breslau, 8. September. 

Die Würfel ſind gefallen, gefallen in Berlin und 
in Frankfurt. Ein Tag hat uns zwei centnerſchwere 
Kunden gebracht und uns an die Pforte einer neuen 
Zukunft geſtellt. In den nächſten Tagen muß dieſe 
ſich öffnen und vor uns liegen wird dann deutlich und 
klar der Pfad für die kommende Geſchichte. In Ber⸗ 
lin hat das preußiſche Volk geſprochen und in Frank⸗ 
furt die deutſche Nation durch ihre organiſche Vertre⸗ 
tung. Die Berliner Verſammlung hat das Recht der 
preußiſchen Staatsbürgerſchaft, die Frankfurter Ver⸗ 
ſammlung die Ehre der deutſchen Nation gewahrt. 
Aber nur ein unerklärlicher Leichtſinn könnte damit die 
Kriſis für beendigt, eine friedliche Entwickelung unſerer 
Zukunft für geſichert halten. Die Kriſis iſt nur klar ge⸗ 
worden, die Zeit des Schwankens und des Vermittelns 
iſt vorüber, ſchneller vielleicht vorüber, als mancher 
warme Freund der neuen Zeit mit ihrer Freiheit ge— 
wünſcht hat, wir ſtehen, und zwar jeder Einzelne eben 
ſo, wie die Geſchichte ſelbſt, in dieſem Augenblick am 
Scheidewege. Der Augenblick fordert gebieteriſch eine 
entſchloſſene und ganze Entſcheidung. Welchen Gang 
wird die Geſchichte einſchlagen? Nach welcher Seite 
hin werden wir uns wenden! 

Wird der Pfad einer friedlichen, und wenn jetzt 
friedlichen, dann auch raſchen und entſchiedenen Ent⸗ 
wickelung auf dem Boden der Freiheit und Einheit 
ſich uns öffnen, oder werden wir in die Wogen des 
Bruderkrieges geſchleudert werden? 

Die Entſcheidung kann friedlich ſein, und die 
Menſchlichkeit fordert, auf dieſe Seite hin zuerſt den 
Blick zu richten. Jetzt erſt entſcheidet es ſich, ob die 
Revolution anerkannt wird und das mit ihr in die 
Welt getretene Princip der alleinigen Berechtigung des 
Volkswillens Inhalt und Geſtalt gewinnt. Noch 
hat in Berlin erſt die Nationalverſammlung geſpro⸗ 
chen, das Miniſterium ſchweigt noch. Der Konflikt 
iſt noch nicht geſchlichtet, denn das Miniſterium kann 
die Kompetenz der Verſammlung zu dieſem erneuerten 
Beſchluß beſtreiten, wie es ihre Kompetenz zur Faſſung 
des erſten Antrages beſtritten hat. Aber wenn die 
Mitglieder des Miniſteriums, wenigſtens ein Theil deſ⸗ 
ſelben, nicht ihre ganze frühere Vergangenheit Lügen 
ſtrafen wollen, ſo muß es nunmehr vor einem Kampfe 
mit dem fo entſchieden ausgeſprochenen Volkswillen zus 
rülcktreten. Es muß den Beſchluß der Verſammlung aus⸗ 
führen, wenn anders ſein Ehrgefühl ihm erlaubt, noch fer⸗ 
ger ſich für die Vertrauensmänner der Mehrheit der 

erſammlung zu halten. Es darf, wenn es ſein 
ben mit ſeiner Ehre für vereinbar hält, ſich nicht 
un Nachgeben in dieſem einen Falle beſchränken 
ſich dadurch eine kurze Friſt erbetteln wollen, ſon⸗ 
heut sieger die Zukunft mit Ehrlichkeit an dem 
War es en Prinzip der Freiheit feſthalten. — 
er dem Miniſterium Ernſt mit der Erklä⸗ 

rung, daß es die Verantwortlichkeit für die Ausfüh⸗ 
— 5 daß ue ler nicht zu übernehmen vermöge, 
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und die Ausführung ſolchen Händen überlaſſeu, welche 


die Verantwortlichkeit dafür nicht ſcheuen. Dann 
müſſen wir ein Miniſterium erhalten, welches endlich 
mit dieſem zwitterhaften Schwanken zwiſchen Freiheit 
und Polizei entſchieden bricht. Ein ſolches Miniſte⸗ 
rium wird dann auch die Elemente in den Kreis der 
organiſchen Entwickelung hineinziehen, welche ſich ges | 
genwärtig theilweiſe faſt außerhalb des Bodens einer 
organiſchen Entwickelung zu ſtellen ſuchen. Es wird 
alle wahren Freiheitsfreunde um ſich vereinigen und 
nur die Reaktion ſammt der ihr verwandten und 
theilweiſe verbündeten Anarchie zu Gegnern haben, 
dieſe aber dann auch ſicher beſiegen. 

Tritt dieſer Fall ein, dann iſt auch die Möglich⸗ 
keit gegeben zu einer friedlichen Schlichtung des dro⸗ 
henden Zwieſpaltes zwiſchen Deutſchland und Preußen. 

Noch liegt uns zwar die Abſtimmung der Frank- 
furter Nationalverſammlung über den Waffenſtillſtand 
ſelbſt nicht vor, aber bereits der erſte der gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe hat das Reichsminiſterium geſtürzt und der 
Waffenſtillſtand muß nach dieſer Abſtimmung verwor⸗ 
fen worden ſein, wenn nicht ganz ungeahnte Zwi⸗ 
ſchenfälle eine Aenderung herbeigeführt haben. Auch 
in Frankfurt wird dann ein Miniſterium ans Ruder 
kommen, welches den Grundſatz der deutſchen Einheit 
energiſcher durchführt, als das bisherige mit ſeiner 
Majorität es gethan. Dieſe Majorität ſelbſt wird, 
nachdem ſie einmal den Rubikon überſchritten hat, 
nicht mehr zurück können, ohne ſich ſelbſt zu vernich⸗ 
ten. Sie wird auch ein entſchiedeneres Miniſterium 
unterſtützen und die unerläßlichen Anforderungen an 
die Partikularſtaaten in Uebereinſtimmung mit dem 
Miniſterium energiſcher ſtellen und energiſcher ver— 
folgen müſſen, als es bisher geſchehen iſt. — 
Der theoretiſche Streit über Vereinbarungs-Prin⸗ 
cip und Souveränetät der deutſchen Nation wird ſich 
raſch auf dem Boden der Praxis entſcheiden müſſen 
und die definitive Geſtaltung Deutſchlands um Vieles 
ſich beſchleunigen. Dann wird aber auch der Konflikt 
mit Preußen in einer ſolchen Schroffheit auftreten 
müſſen, daß eine längere Umgehung des wahren Ker⸗ 
nes der Frage unmöglich erſcheint. Soll dieſe Frage 
aber friedlich gelöſt werden, dann muß die friedliche 
Löfung der preußiſchen Frage vorangegangen, das Mi: 
niſterium in ſeiner jetzigen Zuſammenſetzung geſtürzt 
ſein oder ſich geiſtig reorganiſirt haben. Iſt aber die⸗ 
ſer Fall eingetreten, regiert in Preußen ein Miniſterium, 
welches ſeine Stütze in der vollen Anerkennung der 
Volksfreiheit ſucht, dann iſt auch eine friedliche Löſung 
der preußiſch⸗deutſchen Differenzen nicht nur möglich, 
ſondern eine unabweisliche Nothwendigkeit. Ein ſol⸗ 
ches Miniſterium kann ſich nur auf die freien Ele⸗ 
mente im Volke und in der Kammer ſtützen. That⸗ 
ſache aber iſt es, daß die Beſtrebungen für die Frei⸗ 
heit gerade im preußiſchen Volke faſt durchgängig im 
engſten Zuſammenhange ſtehen mit den wärmſten Sym⸗ 
pathien für die deutſche Einheit. Thatſache iſt es, daß 
die große Mehrzahl der Denkenden gerade in Deutſch⸗ 
land die Hauptſtütze unſerer Freiheit und einen Schuß⸗ 


kann, dann muß es zurücktreten wall gegen eine neu hereinbrechende Reaktion ſieht. 


Ein freiſinniges preußiſches Miniſterium, welches den 


Einheitsbeſtrebungen feindlich entgegen treten wollte, 
würde daher ſeinen eigenen Boden unterhöhlen. Tritt 
daher ein ſolches in Folge einer friedlichen Entſchei⸗ 
dung unſerer Kriſis ans Ruder, ſo kann dieſes einer 
Fortſetzung des dänifchen Krieges nach dem Beſchluſſe 
der Central-Gewalt ſich unterziehen, da es ſeine Ehre 
nicht kompromittirt, wenn es einen Waffenſtillſtand 
annullirt, den es nicht nur nicht geſchloſſen, ſondern 
wohl auch gemißbilligt hat. Es kann dieſes, ohne die 
Intereſſen Preußens leichtſinnig zu opfern, wenn, wie 
zu erwarten ſteht, die Centralgewalt die billige Rück⸗ 
ſicht nimmt auf die Opfer, welche Preußen in dieſem 
Kriege gebracht hat und ſeine erneute Mitwirkung nur 
mit möglichſter Schonung beanſprucht. Es muß ſich 
aber auch fügen, weil es im entgegengeſetzten Falle 
durch eine Koalition der äußerſten Parteien mit Leichtig⸗ 
keit wieder geſtürzt werden könnte. 

Auf dieſem Wege können wir friedlich aus den 
gegenwärtigen Wirren hervor- und einer glücklicheren 
Zukunft entgegengehen. Aber täuſchen wir uns nicht, 
es kann auch anders kommen. Die volksfeindliche 
und die ſtockpreußiſche Partei können den Augenblick 
für geeignet halten, um alle ihre Kraft noch einmal 
zu entfalten und mit einem Wurfe um Sein und 
Nichtſein zu ſpielen. Dann iſt das preußiſche Volk 
in den Zuſtand der Nothwehr verſetzt, dann iſt, wenn 
die Reaktion augenblicklich ſiegt, der Bruch mit Deutſch⸗ 
land unvermeidlich und ein gedoppelter Bürgerkrieg 
im Anzuge. Welch unſägliches Unglück damit auf 
uns einſtürmen, wie vielleicht das ganze Glück der ge⸗ 
genwärtigen Generation vernichtet und die Exiſtenz des 
Vaterlandes ſelbſt gefährdet werden kann, wer ver⸗ 
möchte ſich dieſes zu verhehlen! Wer ſollte nicht den 
letzten Anker ergreifen, um einen ſolchen Ausgang zu 
verhüten! Nur einen Weg giebt es noch, welcher 
möglicherweiſe zum Frieden und zur Freiheit zugleich 
führen kann: die kräftigſte Unterſtützung der Verſamm⸗ 
lungen unſerer Volksvertreter von Seiten des Volkes, 
die laute Verkündung, daß der Wille des Volkes ſie 
trägt und ſtützt, wenn ſie ſeine Rechte und ſeine Ehre 
wahren. Der energiſch und einmüthig ausgeſrrochne 
Wille eines ganzen Volkes allein vermag ſchon durch 
feine moraliſche Erhebung ſtrafbare Sondergelüſte nie⸗ 


derzuhalten. 
„„ T—— ... 


Preußen. 
Verſammlung zur Vereinbarung der preußiſchen 

Staats ⸗Verfaſſung. 

Sitzung vom eptember. 

Nachdem das Protokoll verleſen und einige Urlaubs⸗ 
geſuche bewilligt worden ſind, erhält der Miniſter⸗ 
Präfident das Wort. Er verſpricht feinen Stand⸗ 
punkt offen und klar darzulegen und erklärt von vorn⸗ 
herein, daß, wenn die Regierung in dem Beſchluß vom 
9. Auguſt die Abſicht erkannt hätte, eine Gewiſſens⸗ 
Erforſchung unter öffentlicher Autorität einzuführen, ſie 
ſich nie zur Ausführung dieſes Beſchluſſes hergegeben 
hätte. Wenn aber auch jene Abſicht nicht in demſel⸗ 
ben liege, ſo ſei der Wortlaut des Beſchluſſes ſo ge⸗ 
faßt, daß er einer ſolchen Auslegung auch nicht wider⸗ 


ſpricht und deshalb war der Regierung die Ausführung 
des Beſchluſſes nicht möglich. Um indeſſen mit der 
Kammer im Einverſtändniß zu bleiben, habe die Re⸗ 
gierung einen Mittelweg eingeſchlagen, den einzigen, wel⸗ 
cher mit dem Prinzip der Konſtitution übereinſtimmend 
ſei, ſie habe nämlich den Beſchluß erfüllt, und er (der 
Miniſter) wolle die Gründe entwickeln, weshalb ſie den 
Wortlaut des Beſchluſſes nicht erfüllen konnte. Dieſer 
Weg ſei durchaus geeignet; denn abgeſehen davon, daß 
die Verhandlungen und Beſchlüſſe der Kammer durch 
die allgemeine Verbreitung der ſtenographiſchen Berichte 
Jedem, alſo auch den Offizieren bekannt ſeien, habe der 
Kriegs⸗Miniſter den Befehlshabern die Mahnung zu⸗ 
gehen laſſen, jeder gegen die Konſtitution gerichteten 
Beſtrebung im Heere, komme dieſelbe von reactionärer 
oder republikaniſcher Seite, mit der größten Strenge 
entgegenzutreten. Dieſer Erlaß ſei den kommandiren⸗ 
den Generalen mitgetheilt, mit dem Erſuchen von dem⸗ 
ſelben Gebrauch zu machen und überall nach ſeinem 
Inhalt zu verfahren. Der Miniſter könne nicht ein⸗ 
ſehen, wie nach allem dieſem das Verfahren der Re⸗ 
gierung der Gegenſtand ſo heftiger Angriffe ſein könne. 
Habe auch die Verſammlung das unbeſtrittene Recht, 
ihr Mißtrauen gegen die Regierung auszuſprechen, ſo 
ſei der vorliegende Fall keine Veranlaſſung dazu, da 
es ſich hier nur um eine, ihrem Geiſte nach noch da⸗ 
zu erfüllte Verwaltungs-Maßregel handle. Es müſſen 
dieſem Tadel Vorausſetzungen zu Grunde liegen, die 
das Miniſterium nicht kenne. Würde der Stein'ſche 
Antrag in ſeinem Prinzipe anerkannt, ſo werde damit 
der Sitz der Regierung in die Kammer verlegt und 
die Miniſterbank würde dann nur ein Exekutiv-Aus⸗ 
ſchuß bleiben. Uebrigens handele es ſich hier nicht 
um Perſonen, ſondern um einen jener großen Grund⸗ 
ſätze, von denen das Wohl und die Zukunft des gan⸗ 
zen Vaterlandes abhänge. — v. Unruh: Die Wich⸗ 
tigkeit der gegenwärtigen Verhandlung erheiſche und 
laſſe vorausſetzen, daß die Beſchlüſſe der Kammer dies⸗ 
mal nur das Reſultat einer eiskalten Ueberlegung ſein 
würden. Er wolle ſich zunächſt darauf einlaſſen, die 
gegen den Stein’fchen Antrag vorgebrachten Gründe zu 
beleuchten. Er weiſt nun zunächſt die Anſchuldigung 
zurück, daß der Antrag in ſeiner Form unkonſtitutio⸗ 
nell ſei; er gäbe aber zu, daß derſelbe nicht ganz par⸗ 
lamentariſch ſei und um dieſen Fehler zu verbeſſern, 
habe er in ſeinem Amendement die äußere Form des 
Steinſchen Antrages in die eines Mißtrauensvotums 
verwandelt, nicht nur gegen dieſes Miniſterium, ſon⸗ 
dern gegen jedes, welches ſich weigert, die Beſchlüſſe 
der Verſammlung auszuführeu. Man habe ferner ge⸗ 
ſagt, durch Annahme des Stein'ſchen Antrages erkläre 
ſich die Verſammlung als ein ſouverainer Konvent; 
auch dies iſt nicht wahr. Jede Kammer habe das 
Recht, der Regierung ein Mißtrauensvotum zu geben 
und wenn der Minifter-Prafident die Veranlaſſung zu 
einem ſolchen geläugnet habe, weil der Gegenſtand nur 
eine Verwaltungs⸗Maßrrgel betreffe, fo mache er dar⸗ 
auf aufmerkſam, daß die Mißtrauensvota ſich immer 
nur auf die Ausführung von Verwaltungs-Maßregeln 
beziehen könnten, nie aber auf Geſetzvorſchläge, da man 
dieſe eben nur anzunehmen oder zu verwerfen habe. 
Faſſe eine Kammer wirklich einmal einen für das Land 
gefährlichen Beſchluß, ſo habe in andern Ländern und 
unter anderen Verhältniſſen die Krone das Recht des 
Veto oder die Kammerauflöſung. Hier ſtehe der Krone 
keins von beiden zu und die Beſchlüſſe einer konſtitui⸗ 
renden Verſammlung müßten immer unbedingt aus— 
geführt werden. Geſchehe dies nicht, ſo wäre das der 
erſte offizielle Schritt der Reaktion. Allein auch ſei⸗ 
nem Inhalte nach iſt der Stein'ſche Antrag nicht nur 
nicht gefährlich, ſondern ſeine Annahme ſei eine Schuld, 
welche die Kammer ſowohl der Armee, als dem Lande, 
beſonders aber auch dem Intereſſe der Krone abzutra⸗ 
gen habe. Sein Amendement ſei nichts als eine 
authentiſche Interpretation des Stein’fchen Antrages, 
deſſen eigentliche Tendenz die ſei, eine Uebereinſtimmung 
und Verſchmelzung zwiſchen Volk und Heer herbeizu⸗ 
führen, dieſelbe Tendenz, welche die königliche Anſprache 
vom 20. März an die Dfficiere in Potsdam zum In: 
halt habe. Der Miniſter-Präſident habe von einem 
Erlaſſe an die kommandirenden Generale geſprochen 
und ſich auf die allgemeine Verbreitung der ſtenogra⸗ 
phiſchen Berichte berufen; allein abgeſehen davon, daß 
die ſtenographiſchen Berichte nicht authentiſch ſind und 
daß die Kammer den Inhalt des erwähnten Erlaſſes 
noch gar nicht einmal kenne, ſo bezog ſich der Beſchluß 
vom 9. Auguſt auf einen Erlaß an die Armee und 
nicht blos an die kommandirenden Generale. Das 
Miniſterium habe alſo auch jenen Beſchluß nicht ein⸗ 
mal ſeinem Geiſte nach ausgeführt. Wir ſtehen in 
dieſem Augenblicke zwiſchen der Contrerevolution und 
einer neuen Revolution. Heute gar keinen Beſchluß 
faſſen, hieße die Verſammlung vernichten. Geſchehe 
aber auch was da wolle, das Centrum, welchem er 
angehöre, werde ſeine Schuldigkeit thun. Sein 
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die Nat.⸗Verſamml. hat bei ihrem Beſchl. v. 9. Aug. 
d. J. die Abſicht gehabt, an die Befehlshaber der Ar⸗ 
mee einen ähnlichen Erlaß herbeizuführen, wie ihn die 
Miniſterien der Finanzen und des Innern unter dem 
15. Juli an die Regierungs-Präſidenten erlaſſen ha⸗ 
ben. Sie beabſichtigte nicht, die Offiziere der Armee 
zur Darlegung ihrer politiſchen Geſinnungen oder dem 
Kriegs-Miniſter den Wortlaut des Erlaſſes vorzuſchrei⸗ 
ben. Sie erachtet aber einen derartigen Erlaß, in 
welchem die Offiziere der Armee vor reactionären und 
republikaniſchen Beſtrebungen gewarnt werden, im In⸗ 
tereſſe des ſtaatsbürgerlichen Friedens und zur Förde⸗ 
rung des neuen conſtitutionellen Staatsſyſtems für 
nothwendig.“ — Schultz (Wanzleben) deutet auf die 
reactionären Beſtrebungen hin, nicht nur in Deutſchland, 
ſondern auch in Italien, Frankreich u. ſ. w. Er ver⸗ 
wahrt ſich gegen die Abſicht irgend eines Gewiſſens⸗ 
zwanges und der Vernichtung der Disciplin im Heere. 
Die Verſammlung ſei der Träger des ſouveränen Volks⸗ 
willens und dürfe es nicht dulden, daß das Miniſte⸗ 
rium dieſen gar nicht oder doch nur auf Umwegen 
ausführe. Sie geſtände damit dem Minift. ein Veto 
zu, das bis jetzt nicht einmal die Krone habe und das 
der erſte Schritt der Contrerevolution wäre. Die Ehre 
der Verſammlung und des Volkes fordere das Ste⸗ 
henbleiben der Verſammlung bei ihren früheren Be⸗ 
ſchlüſſen; er bitte und beſchwöre die Verſammlung 
nicht, ſondern er fordere es von ihr, daß der Stein'ſche 
Antrag ohne jedes Amendement und ohne jede Frage 
angenommen werde. — Reichensperger dringt zu⸗ 
nächſt auf Trennung der perſönlichen und der fachlichen 
Seite der Frage und findet eine erfreuliche Ueberein⸗ 
ſtimmung in der Verſammlung darüber, daß die Be⸗ 
ſchlüſſe vom 9. Auguſt keinen Gewiſſenszwang beab⸗ 
ſichtigen, daß ſein Wortlaut aber jedenfalls einer Erklä⸗ 
rung bedürfe. Die Schuld des gegenwärtigen Con⸗ 
flictes liege auf beiden Seiten; die Kammer habe etwas 
zu viel geſagt, das Miniſterium etwas zu wenig ge⸗ 
than. Beide müßten neben einander fortbeſtehen und 
deßhalb ſich gegenſeitig Conceſſionen machen. Mäßi⸗ 
gung und Selbſtbeherrſchung ſeien in jeder Verſamm⸗ 
lung nöthig, vor Allem aber in einer conſtituirenden. 
Er ſtimmt für das Amendement Tamnau. Temme: 
Die Sachlage in dieſer Frage ſei eine ſehr einfache 
und doch zugleich höchſt eigenthümlich einfach darum, 
weil der Thatbeſtand klar vorliege, daß die Verſamm⸗ 
lung einen Beſchluß gefaßt und das Miniſterium die 
Ausführung deſſelben verweigert habe; eigenthümlich 
und vielleicht unerhört dadurch, daß das Miniſterium 
bisher gar nichts gethan habe. Wenn ein verant⸗ 
wortliches Miniſterium einen Beſchluß der Kammer 
nicht glaubt ausführen zu können, ſo bleibt ihm nur 
übrig, entweder abzutreten oder die Kammer aufzulö⸗ 
ſen. Das letztere hobe das Miniſterium nicht gekonnt, 
da, wie ſchon erwähnt, eine konſtituirende Verſamm⸗ 
lung nie aufgelöſt werden kann; das Erſtere habe es 
nicht gewollt. Das Miniſterium iſt geblieben und hat 
dadurch die Nationalverſammlung provocirt, ja es for⸗ 
dere jetzt ſogar von ihr die Anerkennung ſeines Ver⸗ 
haltens. Damit fordere es die Anerkennung, daß ent⸗ 
weder der Wille der Nationalverſammlung den des 
Volkes gar nicht repräſentire oder, wenn dies der Fall 
ſei, daß der Wille des Volkes dem der Regierung ge⸗ 
genüber nichts gelte. Wäre das Erſte wahr, ſo könne 
kein Mann von Ehre länger in der Kammer bleiben; 
wollte man das zweite anerkennen, ſo ſpräche man da⸗ 
mit aus, daß nicht die Regierung des Volkes willen, 
ſondern das Volk um der Regierung willen da ſei. 
Das Miniſterium ſei ungeſchickt geweſen, indem es, 
ſonſt ſo ſchnell bereit mit Cabinetsfragen, dieſe Prin⸗ 
zipienfrage nicht am 11. Auguſt ſchon ſogleich zur 
Cabinetsfrage gemacht habe. Es ſei aber auch jetzt 
noch ungeſchickt und verblendet, indem es nicht ein⸗ 
ſehen wolle, daß, wenn es heute wirklich eine Majo⸗ 
rität in der Kammer für ſich hätte, es doch den Wil 
len des ganzen Volkes gegen ſich habe. Er erkläre, 
daß, wenn der Stein'ſche Antrag nicht unbedingt von 
der Kammer angenommen werde, ſeinen und ſeiner 


Freunde Austritt aus der Verſammlung, die Folgen 


eines ſolchen Schrittes aber habe nur das Miniſterium 
zu verantworten. — Baumſtark ſpricht in längerer 
Rede für das Amendement Tamnau und hebt hervor, 
daß, wenn das Prinzip des Stein'ſchen Amendements 
durchgehe, kein Minift. ſich halten könne, am Wenig⸗ 
ſten ein Miniſt. der Coalition. Er und ſeine Freunde 
würden nicht austreten; fie wünſchten eine Modiſica— 
tion des Antrages im Sinne des Tamnau'ſchen Amen⸗ 
dements nicht um eines Miniſterii willen, ſondern weil 
ſonſt das Vaterland in Gefahr ſei. — Grebel weit 
die Nothwendigkeit im Beſchluß vom 9. Auguſt, ſowie 
die Uebereinſtimmung ſeines Inhaltes mit dem Inhalt 
eines Tagesbefehls vom J. 1840 und einer Cabinets⸗ 
Ordre Friedr. Wilh. III. v. J. 1798 nach, der Kriegs⸗ 
Miniſter habe den Beſchluß vom 9. Auguſt unpaſſend 
genannt, werde er auch die Cadinets⸗Ordre Fr. Wilh. 


Amendement (s. geſtr. Tages⸗Ber.) wird vom Centrum des Gerechten unpaſſend nennen? Der Kriegsminiſter 


hinreichend unterſtützt, 
Amendement Harraſſowitz. 
Tamnau wird von der Rechten unterſtützt, es lau⸗ 
tet: die National-Verſammlung wolle erklären wie folgt: 


dagegen fällt das vermittelnde habe geſagt, „ich werde meine Pflicht thun, ich bin 
Das Amendement verantwortlich!“ — ſo ſolle er ſie jetzt thun, und will 


er, oder kann er es nicht, ſo ſoll er abdanken. Er 
(Gr.) und ſeine Freunde würden unbedingt am Stein'⸗ 


ſchen Antrage feſthalten, wenn auch das Miniſterium 
ein ganzes Dutzend Cabinetsfragen entgegenſtellte. — 
Miniſter Hanſemann. Er entſchuldigt ſich zuerſt, 
daß er keinen logiſch geordneten Vortrag geben, ſon⸗ 
dern nur auf einzelne Einwürfe der Gegner eingehen 
könne. Er verſucht zu beweiſen, daß die Freiheit des 
Staates gerade durch das Gleichgewicht der getrenn⸗ 
ten Gewalten garantirt werde; er fragt die Her⸗ 
ren von der Linken, ob ſie denn glauben, daß 
ihr Beſchluß vom 9. Auguſt wirklichen Einfluß 
auf die Geſinnung der Armee haben oder „ob er 
Wohlbehagen bei manchem Offizier hervorbrin⸗ 
gen werde, jetzt wo es darauf ankomme, nicht Zwie⸗ 
tracht, ſondern Eintracht zu ſäen. Er weiſt endlich 
die Beſchuldigung der Ungeſchicklichkeit vom Miniſte⸗ 
rium zurück und zählt auf, wie viel daſſelbe, trotz der 
mancherlei Hinderniſſe, für die Hebung der Gewerbe, 
die Herſtellung des Vertrauens, die Einbringung wich⸗ 
tiger Geſetz-Entwürfe und die Umgeſtaltung der Staats⸗ 
verwaltung gethan. Gefehlt habe das Miniſterium 
allerdings dadurch, daß es am 9. Auguſt geſchwiegen; 
zur Entſchuldigung diene ihm aber dies, daß es die 
Annahme jenes Beſchluſſes durch die Majorität für 
etwas Unglaubliches gehalten habe. Außerdem ſei ja 
von einer gewiſſen Seite her den Miniſtern der Vor⸗ 
wurf gemacht worden, ſie ſprächen zu viel in der 
Kammer. Ein großer Theil der Schuld liege auch 
in dem mangelhaften Geſchäfts-Reglement, das jeden- 
falls abgeändert werden müſſe. Er erkläre im Na⸗ 
men des Staatsminiſteriums, daß daſſelbe ſich 
weder der Annahme des Stein'ſchen Antrags, 
noch des Unruh'ſchen Amendements irgendwie 
fügen werde. Die Verantwortung aber falle nicht 
auf die Miniſter, ſondern auf Diejenigen, welche nicht 
Mäßigung genug beſitzen, um von einem Schritte ab⸗ 
zuſtehen, deſſen mögliche Folge nicht nur die 
Schwächung der Regierung, ſondern die Vernich⸗ 
tung der Hauptſtadt Berlin und des ganzen 
preußiſchen Vaterlands fein könnte. — Abegg 
ſpricht gegen den Stein'ſchen Antrag, Terrorismus im 
Intereſſe der Freiheit bleibe Terrorismus, man möge 
den Geiſt der Mäßigung walten laſſen. Bucher 
ſtimmt für Stein und macht darauf aufmerkſam, wie 
die Verſammlung keine konſtituirte, ſondern eine Eonz 
ſtituirende ſei; er könne nicht mit überereinſtimmen mit 
der ſo naiven Auffaſſung des Hrn. Finanzminiſters; 
er ſei ſelbſt Richter, aber er müſſe bedauern, daß ſo 
viele Juriſten in der Verſammlung ſäßen, denn dieſe 
ſeien gewohnt, den beſchränkten Maßſtab des gewöhn⸗ 


lichen Rechts anzulegen, wenn es ſich um Dinge 


handle, wo dieſer Maßſtab keineswegs paſſe. Man 
hat oft geſagt, wir ſollten nur danach ſtreben, die 
Verfaſſung zuſammenzubringen; aber, meine Herren, 
noch gelten alle Geſetze, noch beſtehen alle Behörden 
des Abſolutismus, deſſen ganzes Gebäude man durch 
eine Märznacht gefallen wähnt. Man weiſt uns hin 
auf das Wahlgeſetz, man beſtimmt ängſtlich danach 
unſere Kompetenz, meine Herren, wir müſſen nicht 
wie ein Gelehrter in ſeiner Studirſtube blos mit dem 
Wahlgeſetz in der Hand die Verfaſſung machen. Mit 
offenen Augen müſſen wir um uns blicken und thun, 
was geſchehen muß. Ich verwahre mich auf's Feier⸗ 
lichſte gegen die Verrückung der Frage; ich will nicht 
berühren das Verhältniß des Miniſteriums in Betreff 
der Gemeinde-Ordnung, des Tumultgeſetzes, aber dem 
Hrn. Finanzminiſter will ich ſagen, die Nachwelt wird 
richten zwiſchen uns und ihm. Er freue ſich, daß 
man zurückgehe auf jene Verſammlung nach der er⸗ 


ſten Revolution Frankreichs; die größten Geſchichtsfor⸗ 


ſcher Europa's hätten entſchieden, wie gerade durch das 
Unaufrichtige, mit dem man den Forderungen des 
Volks damals Gehör gab, das Unaufrichtige und Un⸗ 
wahre, das in dem ganzen Zuſtande lag, die Schrek— 
kensherrſchaft herbeigeführt hätten. — Tamnau für 
ſein Amendement: ein legislativer Körper könne nicht 
adminiſtrativ ſein, er ſehe nicht ein, wie man dazu 
komme, dem Miniſterium ein Mißtrauensvotum zu ge⸗ 
ben. Er habe aber auch Achtung vor dem Beſchluſſe 
der Verſammlung und habe deshalb ſein Amendement 
geſtellt. — Miniſter Schreckenſtein: Ich erkläre 
in meinem und im Namen meiner Kollegen, daß wir 
dem Tamnau'ſchen Amendement beitreten und einen 
ſolchen Erlaß geben werden. — Weichſel: Ich ent⸗ 
ſcheide mich für Steins Antrag und bin gegen die 
Halbheit, die ſich in den verſchiedenen Amendements 
ausſpricht. — Der Redner bemerkt, wie er glaube, 
daß nicht Jeder in dieſer Verſammlung immer nach 
ſeiner Ueberzeugung geſtimmt habe, ſondern daß man 
ſich vorher über die Abſtimmungen geeinigt. — (Es 
erhebt ſich großer Lärm auf der Rechten, Ruf: zur 
Ordnung! Die Linke bleibt ruhig.) Der Präfident 
(Phillips) ruft den Redner zur Ordnung. — Forſt⸗ 
mann ſpricht gegen den Antrag; es ſei endlich Zeit, 
dem Unweſen einer Partei ein Ende zu machen, die 
durch Interpellationen und Dringlichkeits⸗Anträge in 
einem gleißneriſchen Gewande Alles knechten wolle 
unter die blutige Tyrannei der Volksherr⸗ 
ſchaft. — Das Land werde auch darauf ant⸗ 
worten. (Die Linke bleibt ruhig wie bisher.) — Schultz 
(Delitzſch) für Stein's Antrag: Meine Herren, ich konnte 
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Ihnen Material geben, das Ihnen den Beweis lie: 
ferte, für die reactionäre Geſinnung, die in einem Theile 
der Armee herrſcht. Das Miniſterium hat die Frage 
nackt und ſchroff in unſere Mitte geworfen, wir wollen 
entſchieden antworten. Wir hören immer, wie man 
uns zur Laſt legt, daß wir in die Adminiſtration ein⸗ 
greifen, behalten wir doch unſeren Zuſtand im Auge. 
Die Krone auf der einen, das Volk auf der andern 
Seite haben nach einem Kampfe einen Waffenſtillſtand 
geſchloſſen und unterhandeln wegen eines dauern⸗ 
den Friedens. Greift man dieſen Zuſtand an, ſo be⸗ 
befinden wir uns mitten in der Revolution. Entweder 
das Kabinet tritt ab, oder die National-Verſammlung 
hat keine Wirkſamkeit mehr, ſie iſt todt. Es handelt 
ſich um mehr, als um eine Kabinetsfrage. Die Ne 
gierung, erkennen wir das an, will auch ihren Nach: 
folgern die Obmacht über die National-Verſammlung 
erwerben. Der ſtaatliche Zuſtand, den wir herbeiführen 
ſollen, ruht weſentlich auf der Herrſchaft der Majori⸗ 
tät. Man führt Wirren herbei, die nicht anders zu 
löſen, als durch einen Staatsſtreich, er komme von ei: 
ner Seite, von welcher er wolle. Ich komme zur Kom⸗ 
petenzfrage. Das Wahlgeſetz, das, wie geſagt wird, 
unſere Kompetenz beſtimmt, läßt uns freie Hand in 
der Wahl der Mittel, durch die wir eine Verfaſſung 
vereinbaren. Aber auch abgeſehen davon, meine Her 
ren, was würden Sie zu einem Schiffer ſagen, der, 
bei einem Sturm nach ſeinen Inſtructionen ſehen wollte 
Wir ſind in demſelben Fall, wir haben ein ſchwierige— 
res Amt, das Staatsſchiff zu lenken. Auch ich appellire 
an eine höhere Prüfungs-Kommiſſion, an die Geſchichte. 
— Min.⸗Präſ. bemerkt, der Kriegs-Miniſter habe 
ſich am 9. Auguſt gegen den Beſchluß der Verſamm⸗ 
lung erklärt, welche Bemerkung ſpäter von Elsner 
bei Vorleſung der betreffenden Rede des Kriegs-Mini⸗ 
ſters aus dem ſtenographiſchen Bericht entkräftet wird. 
— Min. Kühlwetter bemerkt: wie man ſich vor⸗ 
züglich hüten müſſe, dieſe Prinzipienfrage als Perfonen: 
frage zu betrachten. Er macht aufmerkſam auf die 
Trennung der Gewalten in einem conſtitutionellen 
Staate, ſpricht von dem Convente und bemerkt, wie 
die Regierung und die Kammer zuſammen die Volks⸗ 
vertretung bilde. Er zieht Parallelen mit Frankfurt 
bei Gelegenheit des Zitz'ſchen Antrages. Die gegen: 
wärtige Verſammlung ſei nur aus dem Geſetz, nicht 
aus einer Revolution entſtanden. — Freiherr v. Loe 
gegen Stein's Antrag; er bemerkt, wie das verehrte 
Mitglied für Uſedom einſt vom Miniſter⸗Tiſche erklärt 
habe, daß adminiſtrative Maßregeln über die Kompe⸗ 
tenz der Verſammlung hinausgehen. Das fortwäh— 


rende Schreien von Reaction komme ihm vor, wie der 


frühere häufige Gebrauch des Wortes Demagogie, die 
Furcht vor Reaction ſei eine Geſpenſterfurcht. Das 
Volk, das im März ohne Waffen die Freiheit errun⸗ 
gen habe, werde ſie wohl jetzt mit Waffen ſchützen kön⸗ 
nen. Mäßigen Sie Ihre Leidenſchaften, meine Herren! 
— Rodbertus (als perſönliche Bemerkung): er er: 
innere ſich ſehr wohl der Worte, die er vom Minifter: 
Tiſche geſprochen, ſie ſtehen vollkommen damit im Ein⸗ 
klange, wenn er heut für Stein's Antrag ſtimme; es 
hätte ſich damals um Einziehung von Informationen 
gehandelt, jetzt handle es ſich darum, Beſchlüſſe, und 
mit ihnen die Verſammlung ſelbſt aufrecht zu erhalten. 
Das ſei eine Prinzipienfrage und man könne den ge: 
genwärtigen Fall wohl nicht vergleichen mit dem da⸗ 
maligen. Präſid. Grabow frägt die Verſammlung: 
ob ſie in Folge der bei ihm eingelaufenen Anträge die 
Berathung auf ½ Stunde oder bis 3 Uhr ſiſtir 

wolle? Die Verſammlung erklärte ſich dagegen. — 
D Eſter ſpricht für Stein's Antrag, gegen die Amen: 
dements: die Pflichtverletzung des Miniſteriums ſei be⸗ 
reits eingetreten, ſie trete nicht erſt heute ein. Man 
möge im J. 1848 nicht ſprechen von der Politik Mon⸗ 
tesquieu's. Der Herr Miniſter ſagt: die Gewalten 
müßten getrennt ſein, und doch ſind wir berufen, eine 
Verfaſſung zu machen, wobei auch erſt entſchieden wer⸗ 
den wird, ob die Gewalten getrennt find. Meine Her⸗ 
ren, ich glaube an Geſpenſter, wenn ſie meinen Ge— 
fühlen entſprechen. Die Reaction zeigt ſich allenthal⸗ 
ben und ſtützt ſich, wir müſſen es geſtehen, auf einen 
Theil der Offiziere der Armee. Das Miniſterium macht 
ſich zum Mitſchuldigen einer Contre- Revolution. — 
Milde: er ſehe nur, wie man die Verſammlung zum 
Convent machen wolle. Alles handle ſich um Be 
ſchlüſſe, die vielleicht durch eine plötzliche Ueberrumpe⸗ 
lung hervorgerufen. „Meine Collegen haben — ich 
war leider nicht da — nicht an die Majorität ge⸗ 
glaubt.“ D' Eſter (als perſönliche Bemerkung): 
8 iſt allein die Frage, ob die Miniſter eine ſouveräne 
Gewalt find. — Ha raſſowitz ſpricht für fein Amen: 


3 ſiaht, wenn man ſich eben ausgleichen und ſich na: 

wolle. — Berends ſprach für den Stein'ſchen 
Antrag und wies auf einige in demſelben Sinne lau⸗ 
tende Adreſſen der Berliner Bürgerwehr an die Na— 
tionalverſammlung hin. Präſident Grabow las eine 
der eingegangenen Adreſſen, ſo wie diejenige, welche ihm 
von Seiten des Commandos und des Stabes der Bür⸗ 
gerwehr zugegangen war, vor; die Letztere interpretirte 
er indeſſen nicht im Bexends'ſchen Sinne. Meyer 
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ſpricht für das Amendement Tamnaus „wegen ſeiner 
verſöhnlichen und wohlwollenden Faſſung.“ Elsner 
für unbedingte Annahme des Stein'ſchen Antrages. 
Pelzer: nach der Ausſage des Abg. Berends wolle 
die Berliner Bürgerwehr die Verſammlung terroriſiren. 
— Reichenſperger (vom Platze aufſpringend unter⸗ 
bricht den Redner): wenn dem ſo ſei, dann ſehe er die 
Freiheit der Debatte gefährdet und trage auf Verle⸗ 
gung der Nationalverſammlung von Berlin weg an. 
(Großer Tumult.) Grabow verlieſt die Adreſſe des 
68. Bezirks, welche Berends eingebracht hat und ſieht 
durch dieſelbe die Freiheit der Debatte nicht gefährdet. 
Pelzer (fortfahrend): Berends wolle die Verſamm— 
lung captiviren (Ruf von der Linken: das iſt nicht 
wahr!); er würde aber, ſelbſt wenn Bajonnette in den 
Saal drängen, nicht weichen; er fürchte übrigens Nichts 
von der Bürgerwehr. Er ſtimmt für das Amendement 
Tamnau. — UÜhlich ſpricht für den Stein'ſchen An: 
trag, welcher nicht nur nichts von Inquiſition enthalte, 
ſondern noch viel milder gefaßt ſei, als die Erlaſſe der 
beiden andern Miniſterien an die Regierungs-Präſiden⸗ 
ten. Er, der es ſich zur Miſſion gemacht habe, immer 
zu vermitteln, ſtimme für den Antrag, gerade weil er 
in demſelben die Abſicht ausgeſprochen finde, die bür— 
gerfeindliche, inhumane und abſolutiſtiſche Richtung des 
größten Theiles unſerer Offiziere, die noch ein Erbtheil 
der früheren Zeit ſei, zu mildern und Volk und Heer 
zu verſöhnen. — Ein Antrag v. Ritz auf Vertagung 
wird verworfen, der Antrag von? auf Schluß dagegen 
angenommen, nachdem Pape dafür und Euler gegen 
denſelben geſprochen hat, da er den Begriff einer au— 
thentiſchen Interpretation eines Kammerbeſchluſſes noch 
gar nicht erörtert findet. Stein als Antragſteller er— 
hält das Wort und macht darauf aufmerkſam, daß die 
Amendements Unruh und Tamnau eigentlich gar nicht 
Amendements zu ſeinem Antrage, ſondern ganz neue 
Anträge ſeien. Er müſſe auf ſeinem Antrage beſtehen, 
da bekanntlich das Geſuch an den Kriegs-Miniſter 
völlig unbeachtet geblieben iſt, eine Aufforderung 
an das Staatsminiſterium zu beſchließen. Das Mini⸗ 
ſterium müſſe keinen Funken von konſtitutionellem Ge⸗ 
fühl haben, da es bisher die Kammer nicht einmal ei— 
ner Antwort gewürdigt. Es handele ſich allerdings, 
wie fhon erwähnt, um die Gründung einer dritten 
Souverainetät, nämlich der des Miniſteriums. So 
ſchwer das Gewicht der Entſcheidung, ſo leicht ſei doch 
die Wahl. „Auf der einen Seite — ſo ſchließt der 
Redner — die Sache der Freiheit und des Volkes, 
auf der andern das Miniſterium; auf der einen Seite 
der Verſuch der Vereinigung zwiſchen Volk und Heer, 
auf der andern Seite das Miniſterium; auf der einen 
Seite das Feſthalten eines einmal gefaßten Kammer— 
beſchluſſes, auf der andern wieder nur das Miniſte— 
rium. Jetzt wählen Sie!“ 

Bei der namentlichen Abſtimmung waren für das 
Amendement Unruh 38 Stimmen, dagegen 320, 
(43 fehlten, 1 ſtimmte nicht mit); für das Amende⸗ 
ment Tamnau 156, dagegen 210 (36 fehlten); für 
den Stein'ſchen Antrag 219, dagegen 152, 39 fehlten. 
(Lauter Beifall auf den Tribünen, die Miniſter ent⸗ 
fernten ſich ſchweigend.) Schluß 51% Uhr. — Beim 
Herausgehen aus der Singakadewie wurden den De— 
putirten der Linken vom Volke Hurrah's gebracht. 
Den Deputirten Stein und Waldeck wurden im Weg⸗ 
fahren die Pferde vom Wagen geſpannt und dieſer 
vom Volke die Linden entlang gezogen. 


— 


Berlin, 6. Sept. [Geſtern iſt die Central⸗ 
abtheilung für Kirche und Schule zuſammen— 
getreten.] Außer den Referenten der Abtheilungen 
fanden ſich ein: der Herr Miniſterpräſident, die Herren 
Miniſter der Juſtiz und des Innern und der Mini⸗ 
ſterialdirektor v. Ladenberg, welcher letztere den Pro: 
feſſor Richter uud den Regierungsrath Stiehl als 
Techniker zur Seite hatte. Somit beſtand die Central⸗ 
abtheilung aus 15 Berathenden. Nach dem Berichte 
des Vorſitzenden Abg. Philipps liegen gegen 1000 
Petitionen vor, welche die Kirche und Schule in 
ihrem Verhältniſſe zum Staate betreffen. Es wurde 
zur Berathung des Artikel 18 geſchritten: Verhält⸗ 
niß von Kirche und Staat. Die zweite Abtheis 
lung hatte auf Veranlaſſung des Predigers Sydow 
den Antrag geſtellt, an die Spitze den Saß zu ſtellen: 
die Kirche iſt vom Staate getrennt. Die Cen⸗ 
tralabtheilung hat dieſen Satz verworfen, weil er 
einerſeits zu vielen Mißdeutungen Anlaß gibt, andrer⸗ 
ſeits der Begriff Kirche im Staatsrechte keine Aner⸗ 
kennung finden dürfe, da der Staat, wie auch ſchon 
das Landrecht, es nur mit Religionsgeſellſchaften zu 
thun haben könne, der Begriff Kirche aber ein kirch⸗ 
licher, dogmatiſcher Begriff ſei. Ebenſo iſt der Antrag, 
daß allen Religionsgeſellſchaften gleicher 
Rechtsſchutz zugeſagt werde, verworfen: ein⸗ 
mal, weil die Religionsgeſellſchaften ſtets den geſetzlichen 
Schutz der Geſellſchaften, reſp. Corporationen, in An⸗ 
ſpruch nehmen können, der Satz alſo überflüſſig iſt; 
ſodann, weil dieſer Satz an eine beſondere Schutzherr— 
lichkeit des Staates der Kirche gegenüber, an die ad- 
vocatio ecclesiae erinnert, davon aber fortan nicht 


faſſungsurkunde ſieht die Centralabtheilung 
das Prinzip der Trennung der Kirche vom — 
Staate genügend ausgeſprochen. . 
Abends 8 ½ Uhr. In dieſem Augenblick begiebt 
ſich eine Deputation des Magiſtrats und der 
Stadtverordneten zu dem Miniſterpräſidenten Herrn 
v. Auerswald und zu dem Präſidenten der National⸗ 
verſammlung Herrn Grabow, um, ohne auf die vor⸗ 
liegende Frage (den Stein’fhen Antrag) ſelbſt 
näher einzugehen, denſelben Mittheilungen über die in 
der Stadt herrſchende Aufregung und deshalb mor⸗ 
gen zu befürchtenden Conflikte zu machen und 
den dringenden Wunſch der Communalbehörden aus⸗ 
zuſprechen, daß eine Ausgleichung der obſchwe— 
benden Differenzen noch möglich gemacht 
werde. ' N 
Berlin, 7. Septbr. [Tagesber. des C.⸗B's.] 
Jetzt am Nachmittage (4%½ Uhr) debattirt man in der 
Kammer über die wichtigſte aller bisherigen Fragen, 
von deren Bedeutung alle Parteien gleich durchdrun⸗ 
gen ſind. Welches Reſultat die heutige Sitzung ge⸗ 
ben wird, iſt im Augeublick noch nicht abzuſehen. Die 
Linke beharrt bei ihrem Beſchluſſe. Ihr Betragen in 
der Kammer war würdevoll, keinerlei Beifalls- oder 
Mißfalls⸗Aeußerungen kamen von ihrer Seite. Eben- 
ſo wie der Miniſter Hanſemann krank in der Kam⸗ 
mer erſchien, ſo erſchien auch der Abg. Schramm 
(für Striegau) in einem ſehr leidenden Zuſtande in der 
Kammer, um der Berathung beizuwohnen. In der 
Stadt herrſcht zwar eine äußere Ruhe, doch iſt Alles 
in der größten Aufregung und erwartet das entſchei⸗ 
dende Reſultat der Abſtimmung. Die Bürgerwehr 
ſcheint entſchieden auf der Seite des Bolkes zu ſtehen 
und hat als Ausdruck ihrer Geſinnung eine Adreſſe in 
dieſem Sinne an die National-Verſammlung gerichtet 
und durch ihr Kommando heut morgen überreichen 
laſſen. — Das Militär hat geſtern Abend ſcharfe 
Patronen erhalten, die Kavallerie hat ſeit früh 5 Uhr 
geſattelt, um, wie verſichert wird, bei einem Beginn des 
Kampfes, die Stadt zum Theil zu verlaſſen. — Meh⸗ 


rere Bataillone Bürgerwehr ſind in der Naͤhe der 
Singakademie konſignirt, und die Umgebungen der letz⸗ 
teren find von Menſchenmaſſen angefüllt. Die Com- 
mite's der verſchiedenen Klubbs haben ihre Sitzungen 
den ganzen Tag über abgehalteu. Plakate und Pro⸗ 


teſte gegen das Miniſterium werden zahlreich verbrei⸗ 


tet. — Der Abg. Jahr hat in einem Amendement 
zu dem Geſetz über Erhöhung der Maiſchſteuer 
darauf angetragen, den Steuerſatz für 900-6000 
Quart nach einer Scala von 2 Sgr. 3 Pf. bis 3 Sgr. 
pro 20 Quart Maiſchraum zu beſtimmen, damit durch 
das Geſetz nicht etwa die kleineren Brennereien zu 
Grunde gerichtet würden, und den Unterſchied von 
landwirthſchaftlichen und anderen Brennereien, ſowie 
jede Zeitbeſchränkung hinſichtlich des Betriebes wegfal⸗ 
len zu laſſen. — Zu § 43 des Bürgerwehr-Ge⸗ 
ſetzes hat der Abg. Bauer (Berlin) das Amende⸗ 
ment geſtellt, daß es der Bürgerwehr freiſtehen ſolle, 
bei ſich Artillerie einzuführen, wenn die berechtigte 
Gemeinde nachweiſe, daß ſie die nöthige Beſpannung 
und Mannſchaft für mindeſtens vier Geſchütze ſtelle. 
Die Geſchütze ſolle der Staat liefern. — Der Abg. 
Räntſch hat den dringenden Antrag geſtellt, daß das 
Ackerbauminiſterium der Stadt Tempelburg, 
wegen der dort ſtattgehabten und durch das Erkennt⸗ 
niß zweiter Inſtanz feſtgeſetzten Separation, bei welcher 
Betrügereien der Geometer ſtattgefunden und erwieſen 
ſeien, ein weiterer Rechtsweg, insbeſondere eine Nulli⸗ 
tätsklage auf Grund des geſchehenen Betruges eröff— 
net und eine anderweitige Gemeinheitstheilung einge⸗ 
leitet werde. — Der Redakteur der Oſtſee⸗Zeitung, 
Herr Maron, iſt jetzt im Intereſſe der Freihandels⸗ 
Beſtrebungen, die in Stettin viel Anklang und Förde⸗ 
rung gefunden, hier anweſend. — Der Volksredner 
Karbe wird heute ſteckbrieflich verfolgt, obgleich be⸗ 
kannt iſt, daß derſelbe hier anweſend, und in vjelen 
Verſammlungen als Redner auftritt. 6 

it Berlin, 7. September. [Vor und nach 
der Abſtimmung über den Stein' ſchen An⸗ 
trag.] Ich fehreibe Ihnen dieſe Zeilen noch während 
der parlamentariſchen Schlacht. Es iſt 1 Uhr Nach⸗ 
mittags und noch immer keine Entſcheidung, die mit 
banger Geſpanntheit erwartet wird. Vor dem Sitzungs⸗ 
ſaale ſtehen Tauſende von Menſchen, debattirend und 
kombinirend und ſobald einer der Glücklichen, die dem 
Kampfe zugeſchaut, erſchöpft und matt unten erſcheint, 
wird er umringt und mit Fragen beſtürmt. Die Hal⸗ 
tung der Verſammlung iſt diesmal eine ernſte und wür⸗ 
devolle, kein turbulentes Hin⸗ und Hergewoge, kein 
Zeichen des Beifalls oder Mißfalls, jeder fühlt die Be⸗ 
deutung des Augenblicks. Selbſt in der Menge drauſ⸗ 
fen herrſcht ernſte Stille. Einmal trat Hanſemann aus 
dem Sitzungsſaale. Wahrſcheinlich durch die Volks⸗ 
maſſen erſchreckt, lief er ſchnellen Schrittes nach ſeiner 
Wohnung und eine Maſſe hinterher, ohne jedoch belei⸗ 
digende Laute hören zu laſſen. Die Miniſter ſprechen 
mit vieler Zuverſicht, man möchte ſagen, mit ſiegesge⸗ 
wiſſer Herausforderung. Es iſt, als lauerte ein coup 
de main im Hintergrunde, der ſie retten müßte. Die 


die Rede fein kann. In dem Artikel 18 der Ver- Linke dagegen tritt mit Selbſtbewoußtſein und effektvol⸗ 
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ler Uebereinſtimmung auf. Man ſieht, fie ift in dem, nicht verläugnete. Auch die Beſeitigung der Feudallaſten 
was ſie zu thun hat, einig und weiß, daß die Sym⸗ 
pathien des Volkes ihr zur Seite ſtehen. Die fliegen⸗ 
den Buchhändler tragen Lithographien unter der Menge 
herum, welche den Sturz des Miniſteriums antizipiren. 
Man ſieht ſieben Geſtalten an ſieben Laternenpfählen 
baumeln! Referent ſah ſelbſt, wie ſich Hanſemann 
ein ſolches Bild kaufte. Eine ſchöne Ausſicht! 
äußerte er. Hin und wieder tauchte ein Redner aus 
der Maſſe auf; einer las ein ſo eben erſchienenes Pla⸗ 
kat von Held vor, der ſich wieder zum Monitor des 
Berliner Volkes aufwirft. 

Vier Stunden ſpäter. Es tritt Jemand aus 
der Sing- Akademie und verkündet laut, daß der 
Stein’fhe Antrag mit 67 Stimmen Majo⸗ 
rität angenommen worden iſt. Endloſer, unge⸗ 
heurer Jubel. Es erſcheinen einige Deputirte der Lin⸗ 
ken. Eine Gaſſe bildet ſich, Hurrah empfängt ſie. 
Darauf fragt Dr. Eichler, ob die Mitglieder der 
Rechten ſo viel Vertrauen zu dem Berliner Volke 
haben könnten, daß fie ohne Inſulte die Sing⸗Akade⸗ 
mie zu verlaſſen im Stande wären. Allgemeines Ja. 
Tiefe Stille, als die Herren paſſiren. Da erſchien 
Reichenbach. Der Jubel bricht von Neuem los; 
derſelbe konnte nur geſteigert werden, als es heißt: 
Der Deputirte Stein! Ein Hurrah und Hoch 
von all den Tauſenden und wieder Hurrah und Hoch. 
Man nimmt ihn auf die Schulter und trägt 
ihn im Triumphe bis zur katholiſchen Kirche. Hier will 
ſich Stein in eine Droſchke ſetzen, um ſich den Ova⸗ 
tionen zu entziehen. Aber das Pferd wird ausgeſpannt 
und Stein durch den Mittelweg unter den 
Linden nach ſeiner Wohnung gezogen. Dort 
angekommen, bat er die Menge, ihn zu verlaſſen, da 
er zu angegriffen ſei. Es geſchah. Solch ein Jubel 
iſt ſelbſt in Berlin unerhört. Ein lauter und deutli⸗ 
cher Grabgeſang für das Konſtabler-Miniſterium. Man 
ſpricht von Illuminiren und weiß Gott was Alles. 

— Berlin, 7. September 6 Uhr Abends. 
[Jubel und Beſorgniß. — Dem Rücktritte 
des Reichsminiſteriums wird der des preußi⸗ 
ſchen Miniſteriums folgen.] Die bisher denk⸗ 
würdigſte Sitzung der Nationalverſammlung iſt ſo eben 
beendigt, der Stein 'ſche Antrag mit 219 gegen 
152 iſt angenommen, nachdem das vermittelnde 
Amendement von Tamnau, wofür ſich auch die Mi: 
nifter erklärten, von 210 gegen 156 verworfen ward. 
Vor der Kammer während des ganzen Tages große 
Aufregung; wohl gegen 10,000 Menſchen ſind im 
Kaſtanienwäldchen und in den inneren Räumen der 
Singakademie verſammelt. Ein blutiger Aufſtand war 
ohne dieſe Wendung der Dinge zu erwarten, Austritt 
der Linken in Maſſe und Conſtituirung derſelben als 
dekretirende Verſammlung. Ein endlos ſchallender 
Jubel begrüßt draußen die Deputirten der Linken; 
Stein wird im Triumph fortgetragen, er ſetzt ſich in 
eine Droſchke, die Menge ſpannt das Pferd vor der 
katholiſchen Kirche aus, und zieht ihn nach Hauſe. 
Die Miniſter begeben ſich noch heute nach 
Potsdam; über das, was da kommen ſoll, iſt man 
ſehr im Unklaren; ein Miniſterium Rodbertus 
ſoll geſtern refufirt fein. Gleichzeitig mit dieſen 
Ereigniſſen trifft hier die Kunde von dem Rücktritte 
des Reichsminiſteriums in Frankfurt ein und 
von einem dort gefaßten Beſchluſſe, den Krieg 
mit Dänemark fortzuſetzen. (S. Frankfurt.) 
In Schleswig und Holſtein bedeutende republika⸗ 
niſche Bewegungen. — Hier große Aufregung, aber 
vorläufig Nichts zu fürchten. Eine ſchwere Gewitter⸗ 
wolke hängt über Berlin, die ſich leicht im Geſchützes⸗ 
donner entladen könnte, da Andeutungen von einem 
großen Bruch vorhanden ſind. Die Stadt ſoll heute 
illuminirt, die Kammer morgen auf eine Woche ver⸗ 
tagt werden. ; 

* Breslau, 8, Septbr. So eben, Nachmit⸗ 
tags 2 Uhr 55 Minuten geht von Berlin 
die nachſtehende telegraphiſche Depeſche ein: 

Die Ruhe der Stadt Berlin iſt nicht ge: 
ſtört worden. 


Wegfall ohne alle und jene Entſchädigung; ein nicht 
minder großer aber für eine Ablöſung nach billigen 
Grundſätzen. Das Letztere möchte wohl das Vernünf⸗ 
tigere ſein. (Leipz. 3.) 
Köln, 4. September. (Gottſchalk und Anz 
neke. — Ein katholiſcher Kongreß zu Mainz.) 
In einer geſtern abgehaltenen Generalverſammlung des 
Arbeiter⸗Vereins wurde beſchloſſen, die zwei Denunzian⸗ 
ten der noch immer in Haft gehaltenen Gottſchalk und 
Anneke durch Plakate an den Straßenecken der Stadt 
der öffentlichen Verachtung Preis zu geben. — Die 
Katholiken des Rheinlandes beabſichtigen, um die ihnen 
zukommenden Rechte auf Unabhängigkeit der Kirche u. 
ſ. w. zu konſolidiren, im Laufe dieſes Monats einen 
allgemeinen Kongreß in Mainz abzuhalten, wozu dem 
Vernehmen nach in den nächſten Tagen Einladungen 
an die katholiſchen Vereine erlaſſen werden ſollen. 
(Düſſeld. 3.) 


Deutſchland. 


Frankfurt a. M., 5. Sept. 7 2ſte Sitzung 
der National-Verſammlung.] Mit großer 
Spannung wird die Sitzung eröffnet, die Zuhörer drän⸗ 
gen ſich haufenweiſe herbei, vor der Paulskirche bilden 
ſich Queues, wie vor den Pariſer Theatern, das Par: 
lament iſt überfüllt wie ein Bienenkorb, der Eine ſitzt 
auf dem Andern. — Nach wenigen Worten und nach 
einem erhaltenen Schreiben des Reichs- Miniſteriums, 
welches erſt um 12 Uhr der Sitzung beiwohnen wird, 
vertagte ſich die Verſammlung bis um 12 Uhr. 

Dahlmann erſtattet Bericht: Ich bin nicht aus: 
gerüſtet, einen Bericht vorzulegen, wie Sie ihn in fo 
hoher Sache erwarten. Ich kann Sie nicht durch den 
Irrgarten der Verhandlungen führen. Als wir Aus: 
ſchußmitglieder zum zweiten Male zuſammentraten, wur: 
den jedoch die nothwendigſten Aktenſtücke vermißt, bes 
ſonders das Schreiben Camphauſen's, welches durch 
ein anderes erſetzt wurde. Schon der frühere Waffen— 
ſtillſtands-Verſuch Preußens mit Dänemark erregte all 
gemeinen Unwillen. Dänemark jubelte in allen ſeinen 
Organen zum Hohn und zur Schande Deutſchlands. 
— Heckſcher, der ſich mit dem Reichsverweſer das 
mals in Wien befand, gab nicht die Zuſtimmung dazu, 
und v. Schmerling ſprach ſich kurz darauf hier für 
die Fortſetzung des Krieges unter dem Jubel der Na⸗ 
tional⸗Verſammlung aus. — Camphauſen verlangte 
unbedingte Vollmacht zum Abſchluß des Waffenſtill⸗ 
ſtandes, fie ward aber nicht ertheilt. Der Reichsver⸗ 
weſer ſtellte die neuen Bundestruppen unter den Bes 
fehl Wrangels als Reichsbefehlshabers, aber ohne Ge: 
genzeichnung des verantwortlichen Reichsminiſters. Nach 
einem Schreiben des Reichs-Kriegsminiſters an Wrangel 
erhellt, daß nur von einem dreimonatlichen Waffenſtill⸗ 
ſtande die Rede ſein würde. — Jetzt haben wir einen 
ſiebenmonatlichen, und ſomit ſind uns die Vortheile 
eines winterlichen Krieges gegen die Seemacht Düne: 
marks genommen. Wird der Vertrag genehmigt, ſo 


mehr befugt, hier zu ſitzen. Graf Moltke, der nicht 
einmal ohne perſönliche Lebensgefahr ſich in die Her 
zogthümer begeben darf, ſo verhaßt iſt er, ſoll der 
Präſident der neuen Regierung werden. — Heckſcher 
geſtand, daß Preußen die Grenzen überſchritten, 
daß aber der Waffenſtillſtand nicht entehrend 
ſei und die Fortſetzung des Krieges einen euro: 
päiſchen Krieg herbeiführen könnte. — Der Ausſchuß 
ſtellte aber den Antrag, die hohe Verſammlung möge 
die Siſtirung der militäriſchen und anderen Maßregeln 
beſchließen. — Dieſer Waffenſtillſtand führt die Her⸗ 
zogthümer wieder in die Knechtſchaft der Dänen zu⸗ 
rück und bedroht das Land mit Anarchie. Die drei 
Männer der proviſoriſchen Regierung dort ſind die vor⸗ 
trefflichſten und heute werden fie als Miſſethäter be 
handelt, und ihnen iſt nichts vom Waffenſtillſtande 
mitgetheilt worden. Werden nicht die Freiſchaaren 
ganz Deutſchlands zur Unterſtützung der Herzogthümer 
herbeiſtrömen? Welche Folgen wird das für Deutſch⸗ 
land haben? Wollen wir unſere Laufbahn beginnen mit 
einem Wort- und Treubruch? Unſere eigenen Lands⸗ 
leute dem Untergange widmen, dazu hab' ich den 
Muth nicht. Was hat den Engländer fo groß ge: 
macht? Jeder einzelne wiegt dort ſo ſchwer, als das 
ganze Vaterland, und hier handelt ſichs um Hundert⸗ 
tauſende. Dies iſt zugleich die Einheit Deutſchlands, 
ſie ſoll gleich zerfetzt werden. Sie werden Ihr ſonſt 
ſo ſtolzes Haupt nie mehr erheben, wenn Sie dies zu⸗ 
geſtehen, meine Herren. Die da meinen zu triumphi⸗ 
ren, ſie werden fallen, denken ſie an mein Wort! 
(Rauſchender allgemeiner Beifall!) 

Schubert aus Königsberg ſpricht für die Mino⸗ 
rität des Ausſchuſſes. 20 Mitglieder bildeten den Aus: 
ſchuß, 11 haben gegen den Waffenſtillſtand geſtimmt, 
8 haben dieſen Antrag geſtellt: „Ueber die Siſti⸗ 
rung des Stillſtandes ſoll erſt nach den Ver⸗ 
handlungen und der ruhigen Prüfung dieſes 
Waffenſtillſtandes Beſchluß gefaßt werden.“ 
(Lindenau, Flottwell, Zenetti, Schubert, v. Würth, 
M. v. Gagern und noch zwei andere.) 


Stettin, 7. Septbr. [Tagesbegebenheiten.] 
Geſtern Abend um 11 Uhr ſollte das bekanntlich mit 
Zündnadelgewehren verſehene Füſilier⸗Bataillon auf der 
Eiſenbahn nach Berlin abgehen. — Der Volksverein 
hat geſtern eine Adreſſe an die National⸗Verſammlung 
zu Berlin gerichtet, worin er energiſch auf Aufrecht⸗ 
haltung des am 9. Auguſt gefaßten Beſchluſſes dringt. 
Die vom conſtitutionellen Klubb vorgeſtern beſchloſſene 
Adreſſe gleichen Inhalts iſt geſtern ebenfalls an die 
National⸗Verſammlung abgegangen. — Aus Anlaß 
der Anweſenheit einer hohen Militärperſon ſah man 
geſtern ein Mitglied des hieſigen Offizierkorps zum er: 
ſten Mal mit einer dreifarbigen Kokarde von an⸗ 
ſehnlicher Größe auf offener Straße herumgehen. 

8 (Oſtſee⸗Ztg.) 

Halle, 5. September. [Volksverſammlung.) 
Laut zugegangenen ſicheren Nachrichten hat vorgeſtern 
Nachmittag in Mücheln eine große, von etwa 8000 
Perſonen beſuchte Volksverſammlung ſtattgefunden, die 
eine große Hinneigung zur republikaniſchen Staatsform 


ſind wir Abgeordnete von Schleswig-Holſtein nicht 


Heckſcher hatte nicht geſtimmt. Der Waffenſtill⸗ 


iſt zur Sprache gekommen; ein großer Theil war für ſtand iſt ratifieirt; es fragt ſich nun, ob Preußen da⸗ 


zu berechtigt war? deshalb müſſen wir alle Papiere 
prüfen und die fehlen uns noch. Wenn Sie den Waf⸗ 
fenſtillſtand nicht ratificiren, fo haben wir den Bruch 
mit Preußen. Um ein Paar hunderttauſende Deutz 
ſche zu gewinnen, entfernen Sie alſo 16 Millionen aus 
der Einheit (Preußen). Dazu kommt, daß 4 Millio⸗ 
nen Deutſche ſeit lange petitionirt haben, um den Frie⸗ 
den zu erlangen. — Kriegsminiſter Peu cker: Nach 
einer Meldung vom General Wrangel erfahre ich, daß 
die Obſervations-Armee noch in Apenrade ſtehe und 
eine Waffenruhe mit dem däniſchen Befehlshaber be= 
ſchloſſen wurde mit 48ſtündiger Kündigung. Wenn 
Wrangel ohne Befehl der Central-Gewalt ſich zu⸗ 
rückziehen würde, fo wäre es leicht, die Stellung, 
wieder einzunehmen. Hüten Sie ſich, die Ein⸗ 
heit Deutſchlands und den Frieden Europa's zu ge⸗ 
fährden. — Schmerling: das Miniſterium iſt der 
einſtimmigen Meinung, nicht auf die Verwerfung des 
Waffenſtillſtandes anzutragen. Für das Minoritäts⸗ 
gutachten. — Heinrich Simon: der Waffenſtillſtand 
wird erſt gültig durch die Genehmigung dieſer hohen 
Verſammlung. Die Ausführung des Stillſtandes muß 
ſogleich ſiſtirt werden, es vertragen ſich dieſe Bedingun⸗ 
gen nicht mit der Ehre Deutſchlands. — Wir dürfen 
uns nicht ſcheu und irre machen laſſen, durch wen es 
auch ſei, ſelbſt nicht durch die Drohungen Englands, 
Frankreichs und Rußlands. Eine große Erhebung 
würde durch Deutſchland entſtehen, Mann an Mann 
würde für unſer Recht kämpfen. Oeſterreich wird uns 
nicht hindernd in den Weg treten. Aber Preußen 
Das Volk in Preußen iſt überall durch und durch 
deutſch. Die Reaktion der Ariſtokrptie vermag nichts. 
Sollte Preußen muttermörderiſch ſeine Hand erheben 
gegen die Einheit Deutſchlands, das Volk in Preußen 
würde dieſe Illuſion bald auflöſen. Das preußiſche 
Miniſterium kümmert uns nicht, die Ehre Deutſchlands 
ſteht uns höher als die eines Miniſteriums. Wir 
müſſen an uns ſelbſt glauben, damit das Volk an uns 
glaube. Die Stunde der Entſcheidung iſt da, mögen 
ihr die Männer nicht fehlen. Keine Rückſicht als die 
Ehre Deutſchlands. (Bravo.) — Degenkolb ſpricht 
für das Minoritäts-Gutachten und von Gefahren des 
Krieges, des Bürgerkrieges mit einer deutſchen Macht 
und mit den fremden Mächten. Zimmermann aus 
Stuttgart: dieſer Waffenſtillſtand iſt gegen die Voll⸗ 
macht abgeſchloſſen worden. Wollen wir und haben 
wir eine Central⸗Gewalt, fo müſſen wir fie aufrecht 
erhalten. Sie bedarf den Beweis der Kraft; Nach⸗ 
ſicht in dieſer Sache wäre Schwäche in den Augen 
Europa's. Die Geiſtesſuperiorität eines Miniſteriums 
beſteht darin, daß es ſeine Wirkungspunkte mit der 
Central⸗Kraft vereinigt. Feierliche Zuſagen und Be⸗ 
ſchlüſſe machen uns verbindlich, die Sache Schleswigs 
durchzuſetzen. Wehe dem, der ſeine verpfändete Ehre 
wegen gewiſſer Nachtheile nicht einlöſen will. Ich will 
die Einheit, aber nicht mit Verluſt der Ehre. Dieſe 
Nachricht des Waffenſtillſtandes wird eben ſo ſchmer⸗ 
lich die konſtituirende Verſammlung in Berlin berüh⸗ 
ren, als ſie uns berührt hat. Das Miniſterium in 
Preußen wird, wenn es Ehre im Leibe hat, unterge⸗ 
hen. — Nur eine durch Niederlage geſchwächte Staates 
gewalt darf ſich zertreten laſſen, nicht aber eine kaum 
erſtandene, friſche Macht. Sollte die Majorität dieſen 
Waffenſtillſtand billigen, dann laſſen Sie die Glocken 
wieder läuten, die hier erſchallten zur Ernennung der 
neuen Reichsgewalt, laſſen Sie ſie läuten zum Grab⸗ 
geleite derſelben Gewalt. (Beifall.) 


+ 


Verſchiedene Anträge, worunter der ſchmähliche, ab⸗ 


ſcheuliche Neergardt's, die ſchleswig⸗holſteiniſchen 
Abgeordneten ſollen ſich der Abſtimmung enthalten. 
Baſſermann: Die Siſtirung des Waffenſtill⸗ 
ſtandes wäre ein Treubruch gegenüber Dänemark und 
Schweden. Hier gilt es, in die Zukunft ſchauen. 
Er bedauert das arme Miniſterium in Kopenhagen, 
das von den Ultradänen beſtürmt wird, vielleicht be— 
ſtürmt wird wegen dieſes Friedens und der Germani⸗ 
ſirung Schleswigs. Wie kann Dahlmann von der 
gefürchteten Knechtſchaft der Herzogthümer ſprechen? 
Das heißt die Leidenſchaften aufregen. Wenn wir 
Ruhe haben, dann können wir die Ehre des Vater⸗ 
landes beſſer wahren. Ich glaube, in ganz Nord- 
deutſchland iſt man froh, daß der Frieden wiederkehrt. 
Die Stimme hier in der Paulskirche iſt nicht die al⸗ 
leinige Volksſtimme in Deutſchland (111). Wer ſoll den 
Krieg weiter führen, wenn wir Preußen beleidigen? 
Als die Nordamerikaner ihre Verfaſſung ſchufen, da 
waren 2 Staaten dagegen und fie wurde doch durch⸗ 
geſetzt. Wir ſtehen vor einem Abgrunde; bleiben wir 
davor ſtehen und ſtürzen uns nicht hinein. — We⸗ 
ſendonk: Es wäre tollkühn, dieſen Waffenſtillſtand 
zu vertheidigen, das hat Baſſermann auch nicht ge⸗ 
than, darum verſuchte er's, uns einzuſchüchtern. Wir 
müſſen uns endlich zu einer großen und kühnen That 
erheben, wenn nicht die Achtung der National-Verſamm⸗ 
lung gänzlich verloren gehen ſoll. Ueber Krieg und 
(Fortſetzung in der Beilage.) 


Mit zwei Beilagen. 
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Sonnabend den 9. September 1848. 


- (Fortſetzung.) 
Frieden ſ oll nach dem Geſetze nur von der Central⸗ 
Gewalt verfügt werden. Wie konnte unſer Reichs⸗ 
Miniſterium der preußiſchen Regierung dieſe Vollmacht 
zum Friedens ſchluß geben, ohne ſich die Genehmigung 
vorzubehalten? Dies wäre ein Fall, unſer Reichsmini⸗ 
ſterium in Anklageſtand zu verſetzen. Die Auflöſung der pro⸗ 
viſoriſchen Regierung und Nichtanerkennung ihrer Bes 
ſchlüſſe iſt eben ſo ſchmachvoll, als wenn man unſere 
Verſammlung auflöſen und alle unſere Beſtimmungen 
vernichten wollte. Wer ſolch einen Waffenſtillſtand 
ſchließen kann, iſt auch fähig, einen ſchmählichen Frie⸗ 
den zu ſchließen. — Das preußiſche Volk darf nicht 
verwechſelt werden mit einer Camarilla. Unſere Ehre 
muß uns höher ſtehen, als das Intereſſe Einzelner. — 
Es iſt wahr, eine gewiſſe Partei möchte den Bruch 
Preußens mit Deutſchland. (Allgem. Beifall.) Wich⸗ 
mann verdächtigt die Schleswiger, daß die Plane 
Wrangel's von ihnen immer den Dänen verrathen wur: 
den. Heute wollen ſie nicht mehr Deutſche ſein und 
werden. — Wenn das preußiſche Miniſterium den 
Waffenſtand ſelbſt annullirt, fo wird es von der preußi⸗ 
ſchen konſtituirenden Verſammlung und vom preußi⸗ 
ſchen Volke desavouirt werden, und wenn Sie den Waf— 
fenſtillſtand brechen, dann entzündet ſich der Bürger: 
krieg. — Engel: Der Verräther der deutſchen Sache 
ſoll an der Spitze der Regierung zweier deutſcher Her⸗ 
zogthümer ſtehen — der verhaßteſte Mann in jenem 
Lande, der Graf Moltke; was Wichmann von der 
undeutſchen Geſinnung der Schleswiger geſagt, iſt ganz 
und gar unbegründet. — Rado witz berichtigt zuerſt 
einige Mißverſtändniſſe: ein Waffenſtillſtand it kein 
Frieden; das Recht der Herzogthümer iſt nicht von 
Dänemark losgeriſſen, Deutſchland einverleibt zu wer⸗ 
den, ſondern nur ſeine Selbſtſtändigkeit innerhalb Di: 
nemark zu wahren. Deshalb können die Herzogthü⸗ 
mer nur verlangen, vereinigt zu bleiben in einer Perſo⸗ 
nal⸗Union und daß Schleswig im deutſchen Bunde 
ſtehe. Dieſe Rechte greift der Waffenſtillſtand nicht 
an. Dennoch halte ich ihn für ungünſtig. Man ſagt, 
man müßte die däniſche Gränze überſchreiten und einen 
vortheilhaften Frieden erzwingen — wir kennen hier 
die Verhältniſſe mit den andern Mächten nicht; aber 
geſetzt, Rußland hätte in dieſem Falle den Krieg er⸗ 
klärt, geſetzt Schweden, geſetzt England, Frankreich 
hätten daſſelbe gethan — können wir die Folgen be⸗ 
rechnen? Unſere Pflicht geht ſo weit, als die Nütz⸗ 
lichkeit geht. Deshalb ſtimmt der Redner für die Be⸗ 
ſtätigung des Waffenſtillſtandes, und trägt darauf an, 
die National⸗Verſammlung wolle es der Centralgewalt 
anheimſtellen, 1) den Waffenſtillſtand zu beſtätigen, 
2) von Preußen zu verlangen, daß es die Aktenſtücke 
betreffs der Verhandlungen mit den Kabinetten, na⸗ 
mentlich Londons und Petersburgs, der National⸗Ver⸗ 
ſammlung zur Einſicht geſtatte, und endlich 3) aus 
deren Mitte eine Kommiſſion von 5 Perſonen zu er⸗ 
nennen, die dieſe Einſicht nehme und deren Reſultat 
der Verſammlung vortrage. — Blum: Von einem 
Minoritatsgutachten war geſtern im Ausſchuſſe nicht 
die Rede, alſo Niemand hat das Recht davon zu ſpre⸗ 
chen. — Geſtern empfahl man uns Aufſchub und Be⸗ 
ſonnenheit und heute wieder. — Am vorigen Freitag 
ſagten uns dieſelben Stimmen, die Miniſter, gleich 
über eine Internationale Frage zu verhandeln, geſtern 
und heute müffen wir Anderes hören. — Preußen 
ſchließt den Frieden ohne uns, ohne unſere Reichsge— 
walt. Derſelbe Mund (Radowitz), der uns mit der 
Heervermehrung behauptete, der ganzen Welt trotzen 
zu konnen, macht uns heute bange mit jeder feindli⸗ 
chen Macht. — Wenn die Schleswig⸗Holſteiner wahre 
Männer find, dann werden fie trotz des Waffenſtill⸗ 
ſtandes Mann an Mann dagegen aufſtehen und aus 
Deutſchland würde die begeiſterte Jugend hinüberſtrö⸗ 
men zur Hülfe. Ich vermag es nicht, kalt wie ein Fiſch, 
die deutſche Nation mit dem Hunde zu vergleichen (wie 
Baſſermann) aber duldet ſie dieſen Waffenſtillſtand, dann 
verdient ſie dieſen Vergleich. Geſtern hat uns unſer 
Kriegsminiſter geſagt, lieber dieſe kleine Schmach zu er: 
tragen, als eine große, nämlich die Vernichtung Deutfch: 

nds. Aber mir wäre Vernichtung lieber als Schmach 
fi Schande, dann könnte wenigſtens die Nachwelt 

den, dies Volk ging mit Ehre unter. (Großer Bei: 
— Beckerath wiederholt Alles, was die An: 
t, und verdreht die geſagten Worte, Si⸗ 
will die ut kräftig dagegen. — Das deutſche Volk 
Elend, von olution nicht fortſetzen. Er ſpricht von 
den 125 Er Weng des Handels, der Gewerbetreiben⸗ 
% 5 von et von ſonſt und jetzt, von Dieſem und 

nen, von unſerer Macht, von einem Aufrufe an die 
ganze Nation im Fal der Noth — aber, fährt er 
beruhigend fort, die Zeig ist nicht da. — Ihr Min- 
ner von Schleswig, ſchaſft mit uns Werke der Cini: 
ung und werft nicht den Brand der Zwietracht zwi⸗ 


dern 
mon pr 


— — — — — — 3 
. ———⅜ . —-—- Bi, 
. 


ſchen uns! — Heckſcher fängt von großer Gefahr 
an und empfiehlt zum Schluß die Abſtimmung. — 


‚Simon aus Trier: Wenn ein Miniſterium ſich nicht 


ſtark genug fühlt, die Beſchlüſſe der Nationalverſamm⸗ 
lungen zu vollziehen, dann muß es wiſſen, was es zu 
thun hat. — Der Waffenſtillſtand iſt rechtswidrig 
und darf alſo auch nicht vollzogen werden. — Durch 
den Waffenſtillſtand iſt die Revolution in Schleswig⸗ 
Holſtein geleugnet worden, auch in Berlin wollte man 
die Revolution leugnen und das Miniſterium ward 
geſtürzt. — Wir wollen unſere Centralgewalt ſtützen, 
ihre Ehre und die dieſer Verſammlung. Herr v. Nas 
dowitz droht uns mit ciner Coalition ganz Europas 
und mit den Folgen des Krieges gegen Daͤnemark — 
warum hat er, warum hat Pleußen und ganz Deutſch— 
land dies nicht früher ſchon eingeſehen? warum erſt 
jetzt? früher in den erſten Tagen der Revolution hör⸗ 
ton wir überall vom Recht der Nationalitäten, jetzt iſt 
es aber ſchon vergeſſen. Die Italiener will man mit 
Gewalt unterm Joche erhalten und die Schleswiger 
will man nicht zu uns herüber ziehen. — Die Feinde 
der Einheit in Preußen find auch die Feinde der Frei⸗ 
heit. Wenn Preußen aufhört deutſch zu ſein, dann 
hören wir Deutſche auf Preußen zu ſein. (Großer 
Beifall.) Lichnowsky: Wo iſt der Beweis, daß die⸗ 
ſer Waffenſtillſtand eine Schmach ſei? — Ich konnte 
freilich auch fragen, was unſer Staats » Unterſekretar 


Regierung zur Abſchließung des Waffenſtillſtandes beauf⸗ 
tragten Bevollmächtigten ins Einvernehmen ſetzen, insbe⸗ 
fondere wegen der Wahl oder Zulaſſung der Perſonen, 
welche nach Art. 7 des mehrgedachten Entwurfs die neue, 
beiden Herzogthümern gemeinſame propiſoriſche Regierung 
bilden ſollen. 3) Eventuell wird derſelbe die Präliminarien 
zu einem Friedensſchluſſe mit Dänemark auf den Grund 
einer beſonderen ihm nachzuſendenden Inſtruktion ein⸗ 
leiten. 4) Erforderlichenfalls die an die koniglich däniſche 
Regierung gerichtete Anzeige von der in dem Central⸗Or⸗ 
gane Deutſchlands gegenüber dem Auslande eingetretenen 
Veränderung bewerkſtelligen. Zu dieſem Ende habe ich dem 
Unter⸗Staalsſekretär von Gagern gegenwärtige Vollmacht 
ausſtellen und urkundlich deſſen mit meinem Inſiegel be⸗ 
ſtätigen laſſen. Frankfurt am Main, den 9. Auguſt 1848. 
Der teutfü.e Reichs verweſer: (. S.) gez. Erzherzog 
Johann. 

11. Nachdem der königlich preußiſche Bevollmächtigte, 
Staate⸗Miniſter Camphauſen, den Stand der Verhand⸗ 
lungen über einen Waffenſtillſtand zwiſchen den deutſchen 
sund dänifchen Streitkräften, inebeſondere aber de Gründe 
auseinandergeſetzt hat, welche es wünſchene werth machen, 
daß die von der konigl. preußiſchen Regierung bisher im 
Namen Deutſchlands gelührten Unterhandlungen von derſel⸗ 
ben nunmehr auch zu einem Abſchluß gebracht werden, fo 
habe ich auf den Vortrag meines Reichs⸗Miniſteriums be⸗ 
ſchloſſen, die königlich preußiſche Regierung ar durch zur Ab⸗ 
schließung eines Waffenſtillnardes mit Däncmak im Na: 
men der previſoriſchen Centralgewalt in der Weiſe zu er⸗ 
mächtigen, daß dabei der Entwurf, wie er in der Beſpre⸗ 
chung auf Bellevue am 19. Juli aufgeftellt worden iſt, un⸗ 
ter den nachſtehenden Mediſikationen angenommen werde, 
welche ats Erläuterungen innerhalb der Beſtimmungen ge⸗ 


dort an Ort und Stelle gethan beim Waffenſtillſtand?] dachten Entwurfes fallen, j doch ausdrücklich zur Anerken⸗ 


(Nichts.) Er iſt nicht in allen Punkten für das Mi⸗ 
niſterium, aber er unterſtützt es in dieſer Sache. — 
Schmerling: Das Miniſterium macht das Minori⸗ 
täts⸗Erachten zu dem ſeinigen, und wenn der An 
trag der Majorität des Ausſchuſſes augenem⸗ 
men wird, dann tritt das geſammte Miniſte⸗ 
rium zurück. (Eine Drohung, welche anf die Abs 
ſtimmung einwirkt.) 

Max v. Gagern räth, noch ein Paar Tage mit 
dem Beſchluß zu warten, bis alle Dokumente bekannt 
ſind. Weſendonk: Wir kennen die Bedingungen 
des Waffenſtillſtandes und dies genügt. Wurm ſoricht 
im Namen Dahlmanns für den Ausſchuß-Autrag: 
Unſer Recht, das der Centralgewalt, iſt von Preußen 
völlig ignorirt worden. Laſſen Sie das Symdol der 
deutſchen Einheit, die Centralgewalt, nicht mit Füßen 
treten. Man hat alle Beſorgniſſe heraufbeſchworen, 
die Furcht iſt ein ſchlechter Rathgeber — wollen Sie 
lieber Krieg oder Verachtung von dem Auslande? 
Preußens Größe geht nur mit der Einheit Deutſchlands 
zuſammen. 

Namentliche Abſtimmung über Schuberts 
und Comp. Antrag: will die Naticualverſamm⸗ 
lung, daß über eine Siſtirung erſt dann abge: 
ſtimmt werden möge, wenn über den Waffen⸗ 
ſtillſtand ſelbſt Beſchluß gefaßt wird? Mit 
241 gegen 230 Stimmen verneint — alſo iſt 
das Miniſterium geſtürzt mit 14 Stimmen. 


Ueber den Antrag der Majorität des Ausſchuſſes 
wird auch namentlich abgeſtimmt; es iſt 6 Uhr vor⸗ 
über, die Poſt geht bald ab und ich kann das Reſul⸗ 
tat nicht abwarten. 


Die an Preußen unterm 7. und Herrn von Ga⸗ 
gern unterm 9. Auguſt von Seiten der deutſchen Cen⸗ 
tralgewalt ertheitten Vollmachten zum Abſchluſſe 
der betreffenden Convention lauten: 

1. Nachdem unter den obwaltenden beſonderen Verhält⸗ 
niſſen die konigl. preuß. Regierung von mir ermachtigt wor⸗ 
den iſt, im Namen der Certralgewalt über Deutſchland die 
Unterhandlungen wegen eines Waffenſtillſtandes mit Däne⸗ 
mark auf den Grund des Entwurfs von Bellevue vom 29. 
Juli unter den folgenden zufäglihen Bedingungen: 1) daß 
die zur Bildung einer neuen gemeinſamen Regierung für die 
Herzogthümer Holſtein und Schleswig zu, wahlenden Per⸗ 
ſenen noch vor dem Abſchluſſe des Waffenſtillſtandes auf: 
drücktich, und namentlich unter den kontrahienden Theis 
len, in ſolcher Art vereinbart werden, daß bierdurch der 
Beſtand und die gedeihtiche Wirkſamkeit der neucu Regic⸗ 
rung verbürgt erſcheinenz; 2) daß unter den im Art.? er⸗ 
wähnten, in den Herzogthümern „beſtehen den Geſetzen und Ver⸗ 
ordnungen“ ausdrücklich alle bis zum Abſchluſſe des Waffen: 
ſtillſtandes daſelbſt erlaſſenen, mit einbegriffen ſeien; 3) daß die 


urückbleibenden Truppen ſammtlich unter den Befehlen des 


genheiten, Freiherrn Maximil an von Gagern, 
und in die Herzogttümer Helſtein und Schleswig mit be⸗ 
ſonderen Aufträgen zu entſenden, welche in folgenden Punk⸗ 
ten beſtehen: 1) Derſelbe wird ſich in Bertin mit der kal. 
preußiſchen Regierung über die genauere Feſtſtellung und 
Ausführung der Bedingungen des Waffenſtilltandee, ir sbe⸗ 
ſondere über die nach Ait. 7 des Entwurfs ron Bellevue 
zu vereinbarenden Mitglieder einer neuen, beiden Herzog⸗ 
thümern gemeinſamen Regierung verſtändigen und desfalls 
beſondere Eröffnungen machen, welche zugleich die Pralimi⸗ 
narien zu einem Frirdensſchluffe zu erleichtern geeignet ſind. 
2) Er wird ſich ſedann nach den Herzoß thümern bez eben 
und daſelbſt ſich wit der gegen wärtigen praviſoriſchen Ri: 
gierung ſowohl, als mit dem ven der könig. preußiſchen 


nach Art, 8 in den Herzogihümern Holſtein und Schleswig 


deutſchen Ober⸗Befehlsbabers bleiben — zum Abſchluß zu dieſer Form wird der Antrag mit 
bringen, habe ich auf den Rath meines Reichs-Miniſteriums men angenommen, nachdem 
beſchleſſep, den Unterſtaateſekretar der auswärtigen Angele⸗ 


1350 ie b. Gegen Poſtſchluß beginnt die Berathung des Verfaſ⸗ 


nung däniſcherſeits gebracht werden müßten: 1) Daß die 
zur Bildung einer neuen gemeinſamen Regierung für die 
Herzegthümer Holſtein und Schleswig zu wählenden Perſo⸗ 
nen noch vor dem Abſchtuſſe des Waffenſtillſtandes auf: 
drücklich und namentlich unter den kontrahirenden Theilen 
in forcher Art vereinbart weiden, daß hierdurch der Beſtand 
und die gedeihliche Wirkſamkeit der neuen Regierung ver⸗ 
bürgt erſcheinen. 2) Daß unter den im Artikel 7 erwähn⸗ 
ten, in den Herzogthümern „beſtehenden Geſetzen und Ver⸗ 
erdnungen“ ausdrücklich alle bis zum Abſchluſſe des Waf⸗ 
fenſtillſtandes daſelbſt erlaſſenen mit einbegriffen ſeien. 3) 
Daß die nach Artikel 8 in den Herzogthümein Holſtein und 
Schleswig zurückbleibenden Truppen ſämmtlich unter den 
Bef blen des deutſchen Ober-Befehlshabers bleiben. Unter 
verſtehenden Bedingungen habe ich gegenwärtige Vollmacht 
für die königlich preußiſche Regierung ausſtellen und ur⸗ 
kundlich deſſen mit meinem Inſiegel beſtätigen laſſen. — 
Frankfurt, den 7. Auguſt 1848. Johann.“ 


Schleswig⸗holſtein'ſche Angelegenheiten. 

Rendsburg, 5. Sept. In der heutigen Sitzung 
der Landesverſammlung nahm Reventlow-Jersbeck 
von der unglücklichen Verirrung des ten Bataillons 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Truppen Veranlaſſung, den 
dringenden Antrag zu ſtellen: die Landesverſammlung 
beſchließe, bei der proviſoriſchen Regierung unverzüglich 
den dringenden Antrag zu ſtellen, daß dieſelbe unver⸗ 
weilt den falſchverſtandenen Beſtrebungen vieler Unver⸗ 
ſtändigen und den Wühlercien, welche das Land mit 
Anarchie bedrohen, und dem größten Unheil den Weg 
zu bahnen im Stande ſind, mit Energie entgegentrete, 
und mit Kraft und Strenge gegen die Aufhetzer und 
Verführer verfahre. Die Landesverſammlung erkläre 
der proviſoriſchen Regierung, daß ſie dabei ihrer vollen 
Unterſtützung gewiß ſein könne. Die Dringlichkeit wird 
unterſtützt, wenn gleich die Faſſung zum Theil gemiß⸗ 
billigt. Die Dringlichkeit geht mit überwiegender Ma⸗ 
jorität durch. Es wird ſogleich ein Comité niederge⸗ 
ſetzt (Reventlow-Jersbeck, Olshauſen, Kamphövener), 
die eine Pauſe benutzt, um dem Antrag folgende Faſ⸗ 
ſung zu geben: Die Landesverſammlung beſchließt eine 
Eingabe an die proviſotiſche Regierung, worin 1) aus⸗ 
geſprochen wird, dieſelbe werde bemüht ſein, zu ermit⸗ 
teln, ob und in wie weit ein ſubordinatiosswidriges 
Verhalten des ten Bataillons am 4. Septbr. von 
Perſonen außerhalb des Militärs hervorgerufen und 
gefördert ſei, damit gegen ſolche den Geſetzen gemäß 
verfahren werden könne; 2) die proviſoriſche Regierung 
aufgefordert werde, Angeſichts der Gefahren des Va⸗ 
terlandes nicht minder über die Erhaltung der Ruhe 
und Ordnung im Innern, als über die Sicherheit des 
Staats gegen außen aufs Thätigſte und Sorgfältigſte 
zu wachen und dabei des einträchtigſten und kräftigen 
Beiſtandes der Landesverſammlung gewiß zu ſein. In 
gegen 25 Stim⸗ 
Reventlows urſprüngliche 
Faſſung mit 63 gegen 36 Stimmen verworfen worden. 


ſungs⸗Entwurfs, und zwar ward zunächſt über mög⸗ 


lichſte Beſchleunigung debattirt. 


Ueber den beregten Vorfall ſelbſt erfahren wir, daß 


der Commandeur des öten Bataillons ein Feldexerci⸗ 


tium nach Düſternbrook beordert hatte, um den Sol⸗ 
daten 
von dem das Gerücht ſprach, unmoglich zu machen. 
Wahrend die Soldaten aufmarſchirt ſtanden, ward unter 
ihnen das Gerücht ausgeſprengt, fie ſollten nach Fries 


die Theilnahme an einem beabſichtjgten Krawall, 


drichsort, um einem Bataillon Preußen Platz zu ma⸗ 


chen, das die Landesverſammlung auseinander jagen 
ſolle. Da weigern ſie ſich, dem Kommando „Marſch!“ 
zu folgen, auch hält das Volk eine Compagnie zurück, 
die gehorchen will. Thätlichkeiten ſind gegen die Offi⸗ 
ziere nicht verübt, die vielleicht zu raſch ſich entfernt 
haben. Die Soldaten, ihren Irrthum und ihr Ver⸗ 
ſehen erkennend und bereuend, haben ihnen heute eine 
Deputation mit der Bitte um Nachſicht nachgeſandt. 

Kiel, 5. Sept. Die in unſerer Volksverſamm⸗ 
lung beſchloſſene Erklärung lautet alſo: „1) Wir 
verpflichten uns, einer uns aufgedrungenen, von der 
Landesverſammlung nicht anerkannten Regierung keine 
Steuern zu zahlen, keinen Gehorſam zu leiſten. 2) 
Wir verpflichten uns, jeder widerrechtlichen Gewalt, 
die uns zu einem ſolchen Gehorſam zwingen will, die 
Gewalt der Waffen eutgegen zu ſtellen. 3) Wir ver⸗ 
pflichten uns, mit allen Kräften dahin zu wirken, daß 
das ganze Volk dieſem unſeren Willen beitrete.“ 

Flensburg, 5. Sept. Nachdem nun heute die 
Oldenburger und Hanſeaten gen Süden abmarſchirt, 
General Wrangel, fo wie circa 8000 Preußen hier 
bereits eingetroffen ſind, welche ebenfalls jenen morgen 
folgen werden, jeder Vernünftige es zu würdigen ver 
mag, was die große Armee denn eigentlich hier gelei⸗ 
ſtet, die Waffenſtillſtandsbedingungen bekannt geworden, 
herrſcht hier eine Stimmung, aus der nichts weniger 
als Beruhigung der Gemüther hervorgehen kann. Es 
werden insbeſondere in Flensburg Confliete ausbrechen, 
5 denn je. Schon jetzt ſtellen Abgeordnete der 

iderdänen ſich wieder hier ein; die Polizei hat lobens⸗ 
werther Weiſe einigen derſelben, welche frech genug 
waren, mit däniſcher Kokarde einherzuſtolziren, nad: 
efpürt und fie vertrieben, bald werden aber „die 

ölfe in Schafskleidern“ zu uns kommen und die 
alte Geſchichte wird wieder neu. 

Sehleswig, 2. Sept. Heute wurde hier in einer 
Verſammlung von 7 — 800 hieſigen Bürgern und 
Einwohnern durchaus einſtimmig beſchloſſen, der ſchles⸗ 
wig⸗holſteiniſchen Landesverſammlung in Kiel folgende 
Wünſche als ihre dringendſten vorzulegen: 1) daß die 
ſchleswig⸗holſteiniſche Landesverſammlung ſich für per⸗ 
manent erkläre, 2) daß ſie in möglichſt kurzer Zeit den 
Verfaſſungs⸗Entwurf annehme, und J) nicht geſtatte, 
daß unſere proviſoriſche Regierung vor dem Friedens⸗ 
ſchluß abtrete. 

In Itzehoe hat ſich der Unwille der Bürger⸗ 
ſchaft über die Anweſenheit des Grafen C. Moltke auf 
Heiligenſtedten in eigenmächtiger Arretirung ſeiner Se⸗ 
cretaire und ſonſt Luft gemacht. Graf Reventlou⸗ 
Preetz iſt heute dorthin gegangen, um etwaigem weite⸗ 
ren unbefugten Einſchreiten vorzubeugen. 

Altona, 6. Septbr. Auch bis heute früh war 
in Kiel nichts von Bedeutung vorgefallen. Nachträg⸗ 
lich erfährt man, daß zwei von den vom Grafen von 
Moltke zum Eintritte in die neue proviſoriſche Regie⸗ 
rung aufgeforderten Männer ſich nicht abgeneigt gezeigt 
haben, die Bürden eines ſolchen Amtes zu übernehmen, 
jedoch dem Grafen offen erklärt haben, ſie könnten ſich 
dazu unter ſeinem Präſidium durchaus nicht entſchlie⸗ 
ßen, und ſeien der Anſicht, daß er kein Miniſterium 
zu Stande bringen würde, da die öffentliche Mei⸗ 
nung ihm abhold ſei. Man vermuthet nun, daß 
entweder der König von Dänemark einen Schles⸗ 
wig⸗Holſteiner (wie Viele meinen, den Grafen Bau⸗ 
diſſin⸗Borſtel) zur Bildung einer proviſoriſchen Regie⸗ 
rung ermächtigen, oder daß die Centralgewalt einige 
Commiſſarien zur Verwaltung Schleswig⸗Holſteins her⸗ 
ſenden würde. — Die geſtern hier angekommenen han⸗ 
noverſchen Truppen haben uns heute Vormittags wie⸗ 
der verlaſſen und ſind über die Elbe gegangen. Am 
Sonnabend den 9. d. um halb 7 Uhr Morgens tre⸗ 
ten das Ham b. Bataillon, um 3% Uhr Nachmit⸗ 
tags das Bremer Bataillon von Rendsburg aus ihren 
Rückmarſch an. — Die deutſchen Gefangenen waren 

en Abend noch nicht in Eckernförde angekommen, 
obwohl 2 däniſche Schiffe, auf denen man fie vermu⸗ 
thete, in der Nähe des Hafens erſchienen waren. — 
Bürgermeifter Schow aus Apenrade iſt bereits über 
Travemünde bei feinen hieſigen Verwandten eingetrof. 
fon, — Der hieſige ältere Bürgerverein hält heute 
eine Generalverſammlung zur Berathung über die von 
der Stadt Altona in der jetzigen Kriſis der Landesan⸗ 
gelegenheiten einzunehmende Stellung. — Am Freitage 
hofft die Landesverſammlung die Berathung der neuen 
Verfaſſung beendigen und zur Abſtimmung über das 
ganze Grundgefeg ſchreiten zu können. 


x Oeſterreich. 
D Wien, 7. September. [Tagesber. des 
C.⸗B.) s.) Geſtern Nachmittag kam eine ſehr zahl⸗ 


reiche Deputation des ungariſchen Reichsta⸗ 
ges hier an. Ihr Auftrag geht dahin, den Kaiſer 
und König zu bitten, derſelbe wolle ſich für eine Zeit 
lang nach der Hauptſtadt Ungarns begeben und vor 
allen Dingen eine Ausgleichung der ungariſch-kroati⸗ 
ſchen Zerwürfniſſe bewirken. Aber jene Partei, welche 
den Ban Jellachich nicht fallen laſſen will, iſt vor der 
Hand am Hofe, in der Regierung und im hieſigen 
Publikum zu mächtig, als daß ſich viel mehr als eine 
im Allgemeinen beſchwichtigende und ausweichende Ant⸗ 
wort erhalten ließe. Ein glänzender Fackelzug 


ein. 
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ward geſtern Abends dem Abgeordneten Borroſch 
gebracht, der plötzlich der Führer der Reichstagsoppo⸗ 
fition geworden iſt. Liberale Anreden und Gegenreden 
wurden dabei in Menge gehalten. — In der heu⸗ 
tigen Reichstagsſitzung herrſchte ſehr ſtarke Er⸗ 
regtheit. Schon geſtern hatte der galiziſche Abgeord— 
nete Gubicki ſich gegen das Verhalten des Grafen 
Stadion beſchwert, der mehrere bäuerliche Abgeordnete 
Galiziens mit feiner Partei zu ſtimmen beredet habe, in⸗ 
dem es ſich um die Exiſtenz des Thrones ſelbſt handle. 
Darüber ward denn heute eine äußerſt lebhafte Debatte 
geführt, die damit endete, daß auf den Antrag des 
Grafen v. Stadion ſelbſt eine Kommiſſion zur Un⸗ 
terſuchung des betreffenden Falles zu bilden beſchloſſen 
wurde. Sie ſoll aus neun Mitgliedern beſtehen, wo⸗ 
von vier durch Stadion, vier durch Gubicki be⸗ 
zeichnet werden ſollen; das neunte wird durch die er— 
wähnten acht gewählt. Um , auf 1 Uhr erfolgte 
die Antwort des Miniſteriums auf die Borroſch'— 
ſche Interpellation. Doblhoff verlas ſie. Wir ent— 
nehmen daraus das Wichtigſte: zunächſt definitive 
Ablehnung aller Imputationen auf reaktionäre 
Tendenzen, eben ſo aber auch feſtes Ankämpfen 
gegen anarchiſche und republikaniſche Beſtrebun⸗ 
gen — Feſtſtellung der konſtitutionellen Monarchie 
im Grundſatze der Gleichberechtigung Aller — im vor: 
liegenden Falle habe das auf monarchiſchem Boden 
ſtehende Miniſterium, Bach's Anſichten zu den ſeini⸗ 
gen machen müſſen — Beſchlüſſe des Reichstags, 
die Geſetzeskraft erlangen ſollen, müſſen die 
Sanktion des Monarchen erhalten — Hinwei⸗ 
ſung auf die kaiſerliche Erklärung vom 3. Juni, wo⸗ 
durch der Aufbau des Konſtitutionswerkes unter Mit: 
wirkung der Abgeordneten zugeſagt und der über: 
wiegenden Meinung der öſterreichiſchen Völker keine 
Schranken ſetzen zu wollen, erklärt wird — in der 
Vollziehung jenes Verſprechens liege der Akt der Ver— 
einbarung — der Verantwortlichkeitspflicht unterziehe 
ſich das Miniſterium in jedem Betrachte. Man kann 
den Sieg des Miniſteriums, aber zugleich ſeinen voll⸗ 
endeten Rücktritt von der demokratiſchen Partei als 
entſchieden betrachten. — Das Offizierforps von Eſſeg 
hat die Neutralität der Feſtung als k. k. Gut und 
das Eindringen ungariſcher Truppen als einen Bruch 
dieſer Neutralität erklärt. — Auf der Börſe ein Ge⸗ 
rücht von der Beſetzung Venedigs durch 
franzöſiſche Truppen, öprozentige 79, Aprozentige 
64 ½, Bankaktien 1050, 1834ger 131, 1839ger 86, 
Nordbahn 104 ½, Mailänder 73, Peſt 64%, Glogg⸗ 
nis 95%. 

L Wien, 7. Sept. [Die ungarifhe Deputa⸗ 
tion.] Geſtern Abend um 10 Uhr brachte der demokrati⸗ 
ſche und Arbeiterverein dem Reichstagsdeputirten Bor⸗ 
ro ſch einen Fackelzug, weil dieſer dem Juſtizminiſter wegen 
der viel beſprochenen Sanktion des Monarchen inter⸗ 
pellirte. Ein Gegenſtand ernſten Inhalts nimmt jetzt 
das allgemeine Intereſſe in Anſpruch. Geſtern kamen 
über hundert ungariſche Deputirte hier an, um im 
Namen des ungariſchen Reichstages eine Art Sturm⸗ 
adreſſe dem Kaiſer zu überreichen, und ſofortige Pacifi— 
kation Ungarns und Anerkennung des ungariſchen Pa 
piergeldes zu fordern. Sonntag den 10. d. M. iſt 
große Volksverſammlung auf der Rakoſer Ebene bei 
Peſth und wenn die Deputation bis dahin nicht zurück⸗ 
kehrt mit dem Verſprechen des Kaiſers, den Kroaten 
und ihrem Banus Jellachich zu befehlen, ſich Ungarns 
Willen zu fügen, ſo ſei das ganze Land geſonnen, ſich 
von Oeſterreich loszuſagen. Hoffentlich iſt dieß nicht 
mehr als eine Drohung von unbedeutender Tragweite, 
denn ein derartiger Schritt wäre der Ruin Ungarns. 
Man braucht nur die Mordflaven, die ſogenannten 
Slovaken mit Geld und Waffen zu unterſtützen, wie 
ſie ſchon lange bitten, und der ſchrecklichſte Bürger⸗ 
krieg, oder beſſer, Vernichtungskrieg wäre entbrannt, 
denn ſieben Millionen Slaven könnte dann Ungarn 
nicht widerſtehen. Auch Siebenbürgen proteſtirt jetzt 
gegen die, wie ſie ſagen, erſchlichene Union, die wirklich 
überraſchen mußte, wenn man die große wallachiſche 
und unbedeutende ungariſche Bevölkerung dieſes Lan: 
des in Betracht zieht. Jetzt iſt Koſſuth, wenn er 
wirklich ein ſo großer Staatsmann als Redner iſt, 
die Gelegenheit gegeben, ſein Vaterland zu retten, in⸗ 
dem er das Volk beruhigt, ſtatt zu reizen und ſelbſt 
den Reichstag für eine vernünftigere Anficht der Dinge 
ſtimmt. — Hier iſt man in der Erwartung einiger 
ſtürmiſcher Tage, weil die Anweſenheit der ungariſchen 
Deputirten und ihr Einfluß auf das Volk von nach⸗ 
theiliger Rückwirkung ſein kann. 

* Wien, 7. September. [Die ungariſche 
Deputation] iſt in corpore von Sr. Maj. dem 
Kaiſer nicht empfangen worden. Sie kehrt morgen 
nach Peſth zurück. Das erſte Verlangen der Depu⸗ 
tirten beſtand darin, daß ſich Se. Maj. zur Rettung 
des Vaterlands unverzüglich nach Peſth begeben möchte. 
— FMe. Bechtold ift von feinem ganzen, größtentheils 
aus Magyaren beſtehenden Armeecorps, als er bei St. 


Thomas angreifen wollte, verlaſſen worden, (S. Peſth.) 


So mußte Bechtold ſeine Entlaſſung nehmen. Unter 
ſolchen Umſtänden traf die ungariſche Deputation hier 
Der Miniſter des Aeußern, Fürſt Eſterhazy, fo: 


bald er die Nachricht von den neueſten Beſchlüſſen des 
ungariſchen Reichstages, der mit einem offenen Abfall 
drohte, erhielt, hat geſtern Abend ſeine Entlaſſung ge⸗ 
nommen. Der Palatin, Erzherzog Stephan, weigerte 
ſich, die Deputation hierher zu begleiten. 
Nachſchrift. Eben eingehenden Nachrichten aus 
Agram vom 5. zufolge iſt das Vorrücken der Armee 
unwiderruflich auf den 7. feſtgeſetzt. 56,000 Mann 


treten den Marſch über Warasdin und Cſakaturn an. 


Das Manifeſt des Banus wird am 6. in Agram 
publizirt. N 
SS Peſth, 4. Sept. [Sieg der Ungarn. — 
Eine Diktatur ſteht in Ausſicht. — Große 
Deputation nach Wien. — Die Angelegen: 
heiten nahen ſich der Entſcheidung.] Ich habe 
Ihnen heute Ereigniſſe von höchſter Wichtigkeit zu 
melden, zuerſt einen glänzenden Sieg, welchen die Un⸗ 
garn am 2. d. unter Anführung des vortrefflichen un— 
gariſchen Oberſten Erneſt Kiß erfochten. Das 
feindliche Lager bei Perlaß iſt mit Sturm genom⸗ 
men und der Feind in die Flucht geſchlagen worden. 
7 Kanonen, viele Munitionswagen und Gefangene 
ſind die Trophäen des erſten Sieges. Der Feind 
wird verfolgt und man ſieht weiteren entſcheidenden 
Kämpfen jeden Augenblick entgegen.) In ſtrategiſcher 
Hinſicht iſt Perlaß ein ſehr wichtiger Punkt. Jetzt 
werden die faſt uneinnehmbaren Schanzen bei St. Tho⸗ 
mas umgangen, und der Feind in den ungeſchützten 
Rücken genommen werden. Dieſe bedeutende Waffen⸗ 
that haben die Freiwilligen, die Mobilgarde und das 
ungarifche Infanterieregiment Dom Miguel vollbracht. 
Die öſterreichiſchen Offiziere in dieſem Regimente ha⸗ 
ben wieder auf eklatante Weiſe ihre Verrätherei ma⸗ 
nifeſtirt. In dem entſcheidenden Momente komman⸗ 
dirten ſie zum Rückzuge, aber die trefflichen Soldaten 
hörten nicht auf das Kommando, ſondern folgten dem 
Beiſpiele der Freiwilligen, und wurden mit beſtem Er⸗ 
folge belohnt. Die Offiziere nahmen, mit Schmach 
beladen, ſogleich ihre Entlaſſung. Auch der Oberbes 
fehlshaber General Bechthold, deſſen Leitung die 
bisherige Erfolgloſigkeit der ungariſchen Waffen zuzu⸗ 
ſchreiben iſt, wurde entlaſſen. — Aber viel Wichtige⸗ 
res ging heute in den beiden Häuſern des Landtags 
vor. Nachdem der Miniſter des Innern, B. v. Sze⸗ 
mere, im Repräſentantenhauſe die Depeſche vom Kriegs 
ſchauplatze verleſen, betrat der Finanzminiſter Kof⸗ 
ſuth die Tribüne. Leichenblaß und von Krankheit ge⸗ 
beugt, ward er vom Hauſe gebeten, ſitzend zu ſpre⸗ 
chen. Seine Rede war diesmal kurz aber von unbe⸗ 
ſchreiblichem Ernſt, jedes Wort zentnerſchwer. Nach⸗ 
dem er die ſchändlichen Machinationen der reaktionä⸗ 
ren Camarilla dargelegt, wobei er auch auf einige 
Mitglieder des Herrſcherhauſes ſehr deutlich zeigte, er⸗ 
klärte er, daß das Miniſterium in dem ihm vom Geſetze 
zugewieſenen Wirkungskreiſe das Vvterland aus der Ge⸗ 
fahr, nicht retten könne, daß daher während der 
gefahrvollen Umſtände eine außerordent⸗ 
liche Machtvollkommenheit an die Stelle 
der geſetzlichen Gewalt geſetzt werden müſſe. 
Den Namen der Diktatur ſprach er zwar nicht aus, 
fie war aber handgreiflich. Die von Koſſuth nun geſtellten 
ſpeziellen Anträge wurden vom Hauſe mit Einhellig⸗ 
keit angenommen und lauten wie folgt: 1) Obergeſpan 
Edmund v. Beöthy, welcher ſich gegenwärtig als Re⸗ 
gierungskommiſſar im ungariſchen Lager befindet, iſt 
zum Kriegskommiſſar mit unbeſchränkten Boll: 
machten ernannt und hat im Einvernehmen mit dem 
Kriegsminiſter L. Meßaros, der ebenfalls im Lager 
iſt, die Kriegsführung ſolchen Händen zu übergeben, 
welche das volle Vertrauen verdienen. Gegen dieſen 
Beſchluß haben ſich 2 Stimmen erhoben, welche aber 
nur gegen die Perſönlichkeit des ſehr hitzigen Beöthy 
gerichtet waren. 2) Es wird noch heute eine Depu⸗ 
tation aus beiden Häuſern nach Wien gehen, um den 
König noch einmal aufzufordern, dem Gefege und feis 
nem wiederholt gegebenen Verſprechen gemäß zur 
Sanctionirung der neu gebildeten Geſetze und zu län⸗ 
gerem Aufenthalte hierher zu kommen. Wenn die 
Deputation binnen 24 Stunden keine deſinitive Ant⸗ 
wort vom Könige erhält, ſo hat ſie ſofort Wien zu 
verlaſſen. Gegen dieſen Beſchluß ſprach nur der Ba⸗ 
ron Senyei, ein alter Anhänger Mekterdichs. 3) 
Wird eine Kommiſſtion zur Ausarbeitung zweier 
Manifeſte niedergeſetzt, deren eines an die Völker 
Europa's, das andere an die Bewohner Ungarns 
gerichtet ſein ſoll. Commiſſäre aus der Mitte des 
) Der offizielle Bericht lautet: „Am 2. l. M. um 4% uhr 
früh griff Oberſt Ernſt Kiß das Perlaßer Lager der 
Aufſtändiſchen an, und nahm es nach bloß zweiſtündi⸗ 
gem Kampfe durch den Heldenmuth unſerer Truppen, 
— Der Feind ließ 90 Todte im Lager. Es wurden 7 
Kanonen und viele mit Munition beladene Wagen ge: 
nommen. Man machte viele Gefangene. — Wir zäh⸗ 
len wenig Verwundete, unter ihnen iſt der Oberſtlieu⸗ 
tenant des 10. Bataillons der Freiwilligen, Paul Sze⸗ 
mere, deſſen Unterleib zwei Kugeln trafen. — Ausge⸗ 
zeichnet hat ſich das Regiment Dom Miguel, das 10. 
Bataillon der Freiwilligen und das Jäger orps des 
Fürſten Voronyeczky. — Den Sieg haben wir der un⸗ 
aufhaltſamen Kampfluſt unſerer Schaaren und der An⸗ 
führung des Oberſten Kiß zu danken. — Die Rebellen 
werden noch fortwährend verfolgt, deßhalb laſſen ſich 
Details erſt nach Beendigung der Schlacht geben. 
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Landtags werden zur Aufklärung des Volkes nach den 
verſchiedenen Gegenden mit entſprechenden Vollmachten 
| abgehen. 4) Der Landtag ernennt ein Comité, wel⸗ 

ches im Einvernehmen mit dem Miniſterium den 

Croaten die Gewährung aller ihrer billigen Wünſche, 

inſoweit dieſe nämlich nicht ſowohl im Intereſſe der 

Croaten als vielmehr der reactionären Camarilla 
liegen, bieten und auf ſolche Weiſe die friedliche Aus⸗ 
gleichung verſuchen foll. Dieſe Beſchlüſſe wurden auch 
vom Oberhauſe, welches heute eine außerordentliche 
Sitzung in der Nacht hielt, angenommen. Wir befinden 
uns alſo in voller Revolution, und zwar in einer ſehr ernſt⸗ 
haften. Kaum wagen wir an die weitere Entwickelung 
zu denken. Von den nächſten Entſchließungen des 
Königs wird das Geſchick der ganzen öſterreichiſchen 
Monarchie abhängen. 
Nachſchrift. Den 5. September Morgens 4 Uhr. 
Eben iſt die Deputation des Landtags, aus 100 Mit⸗ 
gliedern beſtehend und den Präſidenten Pazmandy an 
der Spitze, mit einem Extra⸗Dampfboot nach Wien 
abgegangen. Das Miniſterium hat in der Nacht ſehr 
wichtige Depeſchen erhalten, deren Inhalt wir jedoch 
noch nicht beſtimmt angeben können. 
Temeswar im Banat, 30. Auguſt. Neue 
Kämpfe.] Abermals ward Weißkirchen am 29. mit 
Tagesanbruch angegriffen und unter heftigem Kanonen⸗ 
feuer, auch ſelbſt mit Wurfgeſchützen hart bedrängt. 
Bis 11 Uhr Mittags dauerte der Kampf ununterbro⸗ 
chen, während welcher Zeit das unter dem Kommando 
des Oberſten Blomberg ſtehende Militär dem Kampfe 
"ruhig zuſah. Die meiſten der auf Weißkirchen geſchleu⸗ 
derten Bomben zerplatzten in der Luft, und nur we⸗ 
nige zündeten, ſo daß im Ganzen nicht mehr als 10 
Häuſer abbrannten. Das Reſultat des Kampfes war 
eine allgemeine Niederlage der Serben, welche bei 200 
Todte auf der Wahlſtatt ließen. Sämmtliche in Weiß⸗ 
kirchen ſtehenden Truppen: das Bürgercorps, die mo: 
bilen Garden und der Landſturm wetteiferten in Mut) 
und Ausdauer, und befonders verdient die Begeiſterung 
hervorgehoben zu werden, mit welcher die mobilen Gar⸗ 
den angriffen und den Feind allenthalben mit blankem 

Bajonnet in die Flucht trieben. — Eine traurige Rolle 

aber ſpielt das reguläre Militär. — Unthätig einem 

Kampfe zuſehend, in welchem die Unterthanen Sr. Ma⸗ 

jeſtät von fremdem ſerbiſchen Raubgeſindel angegriffen 

werden, bedeckt es ſich mit der Schmach und Verach⸗ 
mung, welche ein fo nichtswürdiger Verrath verdient. 

„Noch empörender aber iſt die Thatſache, daß der in 

Belgrad reſidirende k. k. Conſul Mayerhofer im Lager 

der Inſurgenten bei Wracewgay erſchien und die, deutſche“ 

Stadt Weißkirchen aufforderte, ſich der „ſlaviſchen“ 

Bewegung anzuſchließen. Als die Bürgerſchaft ihm 

die ſpeziellen Befehle Sr. Majeftät und des öſterrei⸗ 

chiſchen Kriegsminiſters vorzeigte und von ihm andere 

Befehle Sr. Majeftät, denen ſich Weißkirchen ſtets zu 

unterwerfen bereit ſei, verlangte, erklärte er, ſolche Be⸗ 

fehle zwar nicht, aber gewiſſe Fingerzeige zu beſitzen, 
nach welchem die ſerbiſche Inſurrection im Willen Sr. 

Majeſtät ftattfinde. — Wenn ſolche Nichtswürdigkeiten 

durch diejenigen Perſonen geſchehen, welche die diplo⸗ 

matiſche Ehre Oeſterreichs vertreten, dann darf man 
ſich nicht wundern, daß der Name Oeſterreichs in den 

Dionauländern einen gar ſchlechten Klang hat. 

Einen andern Erfolg der mobilen Garden habe ich 
Ihnen zu berichten. — 200 Mann derſelben drangen 
am 28. von Szaska aus über die Gebirge nach Mol⸗ 
dowa, überfielen die daſelbſt noch in ihrem Raube 
ſchwelgenden Serben, jagten ſie in die Flucht, tödteten 
ihnen 17 Mann und bohrten ein mit 30 Serben be⸗ 
ladenes Fahrzeug auf der Donau in Grund. Das 

Grenzdorf Alt⸗Moldowa ging dabei in Flammen auf, 
und die Sieger brachten einen großen Theil der von 
den Serben in Neu⸗Moldowa geraubten Beute nebſt 
400 Stück erobertem Hornvieh und Pferden von dieſer 
Expedition zurück. — Eine hier eben anlangende Nach⸗ 
ticht, daß der Bergort Szaska von den Serben über⸗ 
fallen und niedergebrannt ſei, theile ich Ihnen als 
Gerücht mit, da ich die Wahrheit deſſelben aus ande⸗ 
den Urſachen bezweifle. (Deſterr. 3.) 


— 


* 


XX Italieniſcher Kriegsſchauplatz.] Die 
dtueſten Nachrichten aus Mailand melden: Nach 
Abgang des Feldmarſchall⸗Lieutenant Fürſten 
chwarzenberg zu den Friedens⸗Konferenzen mit 
ardinien nach Verona hat General Wimpffen 
das General⸗Commando in Mailand übernommen. 
ie zum Unterhandeln beſtimmten fardinifhen Mini⸗ 
er waren noch in Mailand, und nahmen am 2ten 
beim Feldmarſchall Radetzky ein Abſchieds⸗Diner ein. 
Die Armes verſtärkt ſich täglich bei Mailand, und aus 
Piemont ſind alle unſere Gefangenen über den Ticino 


zurück und der Armee wieder eingereiht. — Gencral 


pepe hat am 23. Auguſt in Venedig einen Tages be⸗ 
Ahl an die Armee erlaſſen, in welchem er ſie zum 
en Kampfe auffordert. Er will Venedig ſo lange 
heidigen, bis die zu erwartende Hülfe eintrifft. 
Die Wiener Ztg. enthält folgenden, wie es ſcheint, 
amtlichen Artikel: „Noch haben die Unterhandlun⸗ 
gen zur Herſtellung des Friedens mit dem Kö: 


— 
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nig von Sardinien wenig Fortgang gehabt. Indeſſen 
hat aber die kaiſerliche Regierung den Entſchluß ge⸗ 
faßt, mit der neuen Konftituirung des lombardiſch⸗ ve⸗ 
netianiſchen Königreichs nicht mehr länger zu zögern, 
und zu dieſem Behuf in Bälde Deputirte aus den ver⸗ 
ſchiedenen Provinzen deſſelben nach Verona zu berufen, 
welche die künftige Verfaſſung des Landes nach den 
Grundſätzen größter Freiheit und mit gehöriger Beach⸗ 
tung der Nationalität in Berathung zu nehmen haben 
werden. Dieſe Deputirten ſollen, wie wir aus guter 
Quelle vernehmen, aus ganz freien Wahlen hervorge⸗ 
hen, und wird die Zahl der Deputirten nach dem Maß⸗ 
ſtabe der Bevölkerung bemeſſen werden. Die innere 
Adminiſtration wird rein italieniſch ſein.“ 
Frankreich. 

Paris, 4. Septbr. [Der Eifer für eine be⸗ 
waffnete Intervention hat ſich abgekühlt. 
Verſchiedenes. Noch immer ſchmeichelt man ſich 
mit Aufrechthaltung des Friedens und vertraut auf eine 
ehrenhafte Beilegung des italieniſchen Streites, Es 
ſoll gewiß ſein, daß der ruſſiſche Geſchäftsträ— 
ger ſchon zum Voraus gegen die bewaffnete 
Intervention proteſtirt. Näheres weiß man 
bis heute nicht. — Der Moniteur der Ar 
mee ſtellt heute förmlich die angebliche Sendung einer 
Brigade nach Venedig in Abrede. Nicht minder, daß 
das Alpenheer ſchon den Befehl erhalten, vorzurücken. 
Daß ein Lager zu Metz gebildet werde und daß das 
Heer hier auf 25,000 Mann reduzirt werden ſolle, 
ſtellt er ebenfalls in Abrede. — So viel man über 
die Stimmung unter den Repräſentanten hört, ſcheint 
die legitimiſtiſche Partei ziemlich gereizt durch die An⸗ 
deutungen, welche Gen. Cavaignac vorgeſtern fallen 
ließ. Es ſcheint ſogar, daß man den Plan hatte, einen 
Legitimiſten zum Vicepräſidenten in Vorſchlag zu brin⸗ 
gen. Obwohl Cavaignac privatim ſeine herben Aeuße⸗ 
rungen gemildert, wird dieſer Gegenſtand nächſtens eben⸗ 
falls in der Kammer zur Sprache kommen, da Herr 
Laurent den Antrag geſtellt hat, eine Unterſuchung über 
die dynaſtiſchen Parteien veranſtalten zu laſſen. — Hr. 
v. Cormenin hat eben ein kleines Pamphlet über den 
Verfaſſungs⸗Entwurf vom Stapel laufen laſſen. Er 
hat es auch an ſeine Wähler gerichtet. Er erklärt ſich 
darin entſchieden für eine Kammer. Den Präſiden⸗ 
ten will er von der Nation gewählt wiſſen. Er ſagt 
darüber unter Anderm: „Ein nahes oder fernes Ein⸗ 
greifen der Verſammlung in die Ernennung des Prä⸗ 
ſidenten, wäre die höchſte Unverſchämtheit, denn es 
ſchlöſſe ein, daß das Volk dumm iſt, und es hat mehr 
Geiſt als ſeine Mandatare.“ Uebrigens war Hr. Cor⸗ 
menin dafür, daß der Präſident nur auf drei Jahre 
gewählt werde, und daß die Deputirten nicht unend⸗ 
lich wieder gewählt werden dürften. Obgleich manche 
glauben, daß ſich Cauſſidiere noch hier verborgen halte, 
ſcheint dem nicht ſo zu ſein, indem man von London 
aus in Erfahrung gebracht, daß er ebenfalls dort ein⸗ 
getroffen. Die Angeſchuldigten Thore und Hubert ſind 
auch dort. Sehr viele Franzoſen leben jetzt in London. 

f Italien. 
Nach Briefen aus Rom vom 26. Auguſt hatten 
die Hauptmitglieder des Miniſteriums, mit welchen der 


Papſt noch immer im Kampfe lag, ihre Entlaſſung 


eingereicht, und, wie es ſcheint, um dieſe deſto eher 
annehmen zu können, wurden die Kammern bis zum 
15. Novbr. vertagt. Die zunehmende Noth der Stadt 
beraubte die Stimmen der Allarmprediger allen Ein⸗ 
fluſſes auf die Maſſen. Aus Sizilien war Ruggiero 
Settimo angekommen, wie es hieß, um die ſiziliſche 
Krone, die man ihm proviſoriſch anbieten wollte, nicht 
annehmen zu dürfen. (A. 3.) 


Lokales und Provinzielles 


** Breslau, 8. September. [Der deutſche 
Volksverein.] Die geſtern durch Maueranſchlag an⸗ 
gekündigte öffentliche Sitzung des Vereins war ſo zahl⸗ 
reich beſucht, daß Saal und Gallerien nicht hinrei⸗ 
chend waren, die Menge zu faſſen. Um die Zuhörer 
mit den Prinzipien und Grundſätzen des neu gegrün⸗ 
deten Vereins bekannt zu machen, verlas Herr Bert⸗ 
hold Auerbach das Programm, und entwickelte in 
kräftiger Rede die Motive deſſelben. — Wie aus dem 
Programm hervorgeht, ſtellt ſich der Verein auf den 
nationalen Standpunkt. Er erkennt die Feſtſtel⸗ 
lung der unbedingten deutſchen Volkseinheit, als die 
nothwendige Grundlage und Gewähr für die deutſche 
Freiheit, und will ſo auf dem Boden der deutſchen 
Einheit die demokratiſchen Prinzipien zur Geltung 
bringen. Dieſes Allgemeine iſt in der Einleitung des 
Programms enthalten. Es folgen hierauf drei Para⸗ 


graphen, die die beſonderen Grundzüge für den Ver⸗ 


ein ausſprechen. Der erſte enthält, ſo zu ſagen, die 
Grundrechte, die als unabweisliche Bedingung für 
den freien Staat zu erachten ſind. Alſo die Anerken⸗ 
nung der vollen Volksſouveränetät, die Selbſtregie⸗ 
rung, die unbeſchränkte Rede, Preß⸗ und Aſſociations⸗ 
freiheit, die gleiche politiſche Berechtigung Aller und 
m. a. Der zweite Paragraph ſpricht ſich über das 


Verhältniß des deutſchen Geſammtſtaates zu den Ein⸗ 
zelſtaaten aus. Der Verein erkennt kein Verein ba⸗ 
rungs- Prinzip an zwiſchen dem Parlamente in 
Frankfurt und den Einzelregierungen, und will viel⸗ 
mehr, das das Parlament einzig und allein die Gren⸗ 
zen ſeiner Competenz beſtimme. Der dritte Paragraph 
endlich handelt von der Löſung der ſozialen Frage. 
Der Verein ſpricht darin keine utopiſchen Wünſche 
aus, ſondern legt zunächſt dem Staate die Verpflich⸗ 
tung auf, die freie Aſſociation zu Begründung der 
Wohlfahrt des Einzelnen hülfreich zu unterſtützen und 
alle Einrichtungen zu beſeitigen, in denen die ſozialen 
Mißverhältniſſe ihren Grund haben. 

Auf der Tagesordnung der geſtrigen Sitzung be⸗ 
fand ſich zuerſt die Berathung einer Adreſſe an die 
Nationalverſammlung in Berlin über das Bürger⸗ 
wehrgeſetz. Herr Pflücker machte zunächſt darauf 
aufmerkſam, daß darin kein Widerſpruch liege, wenn 
einerſeits die Aufrechterhaltung eines Kammerbeſchluſ⸗ 
ſes und andererſeits das Verwerfen des zum größten 
Theil ſchon berathenen Bürgerwehrgeſetzes verlangt 
wird. Dort handle ſich's dem Miniſterium gegen⸗ 
über, und dieſes hat ſich dem Willen der National⸗ 
verſammlung unbedingt zu fügen. Dem Volke ſelbſt 
aber könne niemals das Recht genommen werden, den 
von hier gewählten Vertretern zu ſagen, daß ſie nicht 
in ſeinem Sinne gehandelt, und ſie zur Aufhebung 
eines ſchon gefaßten Beſchluſſes aufzufordern. Nach⸗ 
dem noch beſonders die Herren Dyhrenfurth und 
Guhrauer die unfreien Beſtimmungen des Bürger: 
wehrgeſetzes nachgewieſen, entſchied ſich die Verſammlung 
mit Einſtimmigkeit für den Erlaß einer Adreſſe wegen 
Zurücknahme des Geſetzes. — Der zweite Berathungs⸗ 
Gegenſtand betraf die ſchleswig-holſteinſche Ans 
gelegenheit. Die Herren B. Auerbach, Dyh⸗ 
renfurth und Koch ſprachen unter ſtürmiſchem Bei: 
fall der Verſammlung, wie es Pflicht des ganzen deut⸗ 
ſchen Volkes ſei, die Brüder in Schleswig-Holſtein 
nicht verkaufen zu laſſen, und daß man Alles aufbie⸗ 
ten müſſe, einen Waffenſtillſtand zu verhindern, der 
mit ſo demüthigenden und ſchmählichen Bedingungen 
für Deutſchland verbunden iſt. Die Verſammlung 
beſchloß einſtimmig, eine Adreſſe an die Schleswig⸗ 
Holſteiner zu erlaſſen und ihnen die Sympathien für 
ihr gutes Recht auszudrücken. Ferner eine zweite an 
den General Wrangel, um ihn, der ſchon einmal 
das Intereſſe der deutſchen Sache in Schles⸗ 
wig gegenüber den höheren Befehlen in 
Schutz zu nehmen gewußt, zu einem ähnlichen 
Schritte auch für dieſes Mal aufzufordern, und end⸗ 
lich eine Petition an das Parlament in Frankfurt, 
den Waffenſtillſtand nicht anzuerkennen und den Krieg 
gegen Dänemark fortſetzen zu laſſen. 


** Die Provinzial⸗Schullehrer⸗ 
Conferenz. 
(Vormittags⸗Sitzung vom 8. September.) 

Wir haben in unſerm geſtrigen Berichte bereits 
darauf aufmerkſam gemacht, daß der Paragraph über 
die Simultanſchulen etwas Halbes enthalte, da er die 
Berechtigung der Idee ſolcher Schulen zugiebt, über 
das Streben nach Verwirklichung dieſer Idee jedoch 
hinweggeht. Der Abgeordnete Arndt berührte dieſen 
Punkt in der heutigen Sitzung nach Verleſung des 
Protokolls und machte auf das Unlogiſche jenes 
Paragraphen aufmerkſam. Er ſtellte daher den Anz 
trag, daß der Paragraph folgendermaßen abgeändert 
werde: die Volksſchule als National- Anſtalt iſt ihrer 
Idee nach Simultanſchule, da aber die Idee nicht 
„ſogleich“ ausführbar iſt, u. ſ. w. Durch die Auf: 
nahme dieſes Wortes „ſogleich“ drücke man aus, daß 
man die Realiſirung der Idee der Simultanſchule zum 
wenigſten doch für die Zukunft wünſche. Der Antrag 
von Arndt wurde ohne Widerſpruch angenommen. 

An der Tagesordnung war die Berathung der 
Vorlage der zweiten Kommiſſion, betreffend „die 
Organiſation der Volksſchule als National⸗ 
Anſtalt.“ Referent dieſer Kommiſſion war der Ab⸗ 
geordnete Stiller. Der erſte Satz des Paragraph 1 
der Kommiſſions⸗Vorlage lautete: „Wir wünſchen und 
beantragen: 1) Erweiterung der Volksſchule, 
und zwar a) nach unten durch Vorſchulen, denn 
ſie ſind eine abſolute Nothwendigkeit.“ Der Referent 
begründete den Kommiſſions-Antrag, indem er darauf 
hinwies, daß man eine einheitliche Volksſchule er⸗ 
ſtrebe und die Schule in ihrer jetzigen Geſtaltung, wo 
das Kind erſt vom ten Jahre an einen regelmäßigen 
Unterricht bekommt, keine Einheit in der Erziehung 
begründet. Die Volksſchule ſolle ein ganzes Ge⸗ 
bäude ausmachen und da müſſe die Vorſchule als Fun⸗ 
dament exiſtiren. Andererſeits ſei es auch bekannt, daß 
viele Familien auf einer ſo niedrigen Stufe der mora⸗ 
liſchen und intellektuellen Bildung ſtehen, daß die 
Kinder, wenn ſie mit 6 Jahren in die Schule kom⸗ 
men, ſchon einen hohen Grad von Verwahrloſung in 
ſich tragen. Freilich find auch viele Familien, was 
namentlich bei den Arbeitern der Fall iſt, nicht im 
Stande für die Erziehung der Kinder Sorge zu tra⸗ 
gen, und müſſen dieſelben ohne jede Beaufſichtigung 
laſſen. Die Vorſchule ſei daher eine abſolute Noth⸗ 


er 


— 


— — 


wendigkeit. — Der Antrag findet jedoch vielen Wider⸗ 
ſpruch, und wird von vielen Seiten darauf hingewie⸗ 
ſen, daß man zu ſehr in das Recht der Familie ein⸗ 
greife, wenn man bei der Vorſchule den Schulzwang 
einführen wolle, welches Letztere in dem Ausdruck „ab⸗ 
ſolute Nothwendigkeit“ zu liegen ſcheine. In Bezug 
hierauf ſtellt der Abgeordnete Jordan das Amende⸗ 
ment, die „abſolute Nothwendigkeit“ zu ſtreichen, „in⸗ 
fofern fie auf dem Lande ausführbar find, und ketn 
Schulzwang dabei ſtattfindet.“ — Der Abgeordnete 
Pfahl will den Ausdruck „Schule“ geſtrichen und 
dafür „Klein⸗Kinder⸗Bewahr⸗Anſtalt,“ in welcher auch 
kein Unterricht, ſondern nur eine Beaufſichtigung der Kinder 
ſtattfindet, geſetzt haben. Was den Koſtenpunkt anbetrifft, 
ſo bemerkt Abgeordneter Gotſch, daß dies dem Staat 
obliegen müſſe, der bei einer ſorgfältigen Jugend⸗Er⸗ 
ziehung die Erhaltungskoſten der Zuchthäuſer erſparen 
könnte. — Der Satz lautet nach erfolgter Abſtimmung: 
„Wir wünſchen und beantragen die Erweite⸗ 
rung der Volksſchule und zwar a) nach unten 
durch Vorſchulen, inſofern dieſes namentlich auf 
dem Lande ausführbar iſt, und kein Schul⸗ 
zwang dabei geübt wird. Sie fichen unter 
Aufficht und Leitung des Ortsſchulvorſtandes, 
und man übergebe die Pflege und den Unter⸗ 
richt derſelben geeigneten, wo möglich weibli⸗ 
chen Perſonen.“ — Die Fortſetzung des Paragra⸗ 
phen der Kommiſſions-Vorlage lautete: „b) nach oben 
durch Nach ſchulen, welche eine unabweisliche For: 
derung der neuen Zeit ſind. Sie ſeien Fortbildungs⸗ 
Anſtalten, welche den bisher vermißten Uebergang von 
der Schule zum Leben vermitteln.“ Der Referent 
wies zur Begründung des Antrages auf die Kluft hin, 
die ſich zwiſchen der Schule und dem Leben beſindet, 
und wie das Kind, das mit 14 Jahren die Schule 
verläßt, Alles vergeſſen müſſe, wenn es bis zu dem 
eigentlichen Eintritt in das Leben ohne jeden Unter: 
richt verbleibt. Dieſe Zwiſchenzeit ſei ein Strom, über 
den keine Brücke führe. — Köhler macht darauf 
aufmerkſam, daß ſchon im alten Staate die Nothwen⸗ 
digkeit ſolcher Schulen erkannt worden ſei, um wie 
vielmehr müſſe jetzt darauf hingearbeitet werden. Nach 
Annahme zweier Amendements von Jordan und 
Mankwitz lautet der Satz alſo: „p) nach oben 
durch Nachſchulen, welche eine unabweisliche 
Forderung der neuen Zrit find. Sie ſeien Fort: 
bildungs⸗Auſtalten, welche den bisher vermiß⸗ 
ten Uebergaug von Schule zu Leben vermitteln, 
und für das häusliche, bürgerliche und religiöfe 
Leben befähigen. Jedoch ſeien die Lehrer der 
Volksſchulen nicht die einzigen Lehrer der 


Nachſchulen.“ — Paragraph 2 der Kommiſſions⸗ 


Vorlage: „Für die eigentliche Volksſchule wün⸗ 
ſchen wir a) eine allmälige Steigerung der 
Schulſtunden und h) Beſeitigung der Ueberfül⸗ 
lung der Schule““ wurde mit der Abände⸗ 
rung „der Schulklaſſen“ nach kurzer Debatte an⸗ 
genommen. — Dagegeu rief Paragraph 3: „Ver⸗ 
legung des Confirmanden- Unterrichts in eine die 
Schule nicht verküczende Zeit“ eine lange Debatte 
hervor, und gingen zu dieſem Paragraphen nicht weni⸗ 
ger als 9 Amendements ein. — Die Verſammlung 
entſcheidet ſich für das vom Abg. Jäkel eingebrachte 
Amendement, welches lautet: „Der Confirmanden⸗ 
unterricht falle nicht in die Schuljahre, fon: 
dern er beginne erſt nach denſelben, und werde 
in kürzerer Zeit vollendet.“ — $ 4 der Com: 
miſſionsvorlage beantragt „Aufhebung der Hirten- und 
Fabrikſchulen, und Verwandlung der Filialſchulen in 
ſelbſtſtändige Schulen.“ Der Referent begründet na⸗ 
mentlich den letzten Punkt damit, daß die Filialſchulen 
bisher nur deshalb eine Nothwendigkeit waren, weil 
die kleinen Gemeinden keine felbftitändige Schule er⸗ 
halten konnten. Werde die Schule aber Nationalan⸗ 
ſtalt und aus Staatsmitteln unterhalten, fo falle dieſer 
Grund weg. — Ueber die Aufhebung der Hirtenſchulen 
wird von vielen Seiten bemerkt, daß dies an vielen 
Stellen nicht angehen dürfte. — Abg. Köhler ſpricht 
gegen die Aufhebung der Fabrikſchulen und verweiſt 
auf die in Breslau errichtete Fabrikſchule in der Ohlauer⸗ 
vorſtadt, welche die beſten Früchte getragen. Der Arme 
könne nun einmal nicht fein Kind für den ganzen Tag 
in die Schule ſchicken, und da ſeien die Fabrikſchulen 
das einzige Rettungsmittel für das Heil dieſer Kinder. 
Aber er will eine ſtrenge Beauſſichtigung der Fabrik- 
ſchulen, damit die Fabrikherren, ihres Intereſſes 
wegen, die Kinder nicht vom Schulbeſuch abhalten. Nach 
erfolgter Abſtimmung lautet § 4 alſo: Aufhebung der 
Hirtenſchulen, wo es die örtlichen Verhältuiſſeſmog⸗ 
lich machen. Strenge Beaufſichtigung der Fa⸗ 
brikſchulen und größere Sorge für das Wohl 
der Schüler derſelben. Verwandlung der Filial⸗ 
ſchulen in jelbititändige Schulen.“ — Paragraph 5 
der Kommiſſions⸗Vorlage: Einführung von Leibes⸗ 
übungen mit Berück ſichtigung auf B,lfsbewarf: 
nung“ wird angenommen mit dem Zuſatze: „wobei 
jedoch kein Zwang ſtattfindet.“ — Gegen Paragraph 6 
„Beförderung des Obi: und Gartenbaues, wo 
es die D:rtlichfeit geſtattet“ ſpricht der Abgeord— 
nete Engwitz, daß dieß nicht in die Schule gehört. 
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Die Verſammlung entſcheidet ſich für die Annahme 
des Paragraphen. Paragraph 7 „Anſchaffung von 
geräumigen und lichten Lokalen“ wird ohne De⸗ 


batte angenommen. — Paragraph 8 endlich „Ent: | 


werfung und Einführung eines der einheitlichen 
Volksſchule entſprechenden Unterrichtsplaues und 
Schulgeſetzes“ wird mit dem Zuſatze angenommen 
„mit Berückſichtigung der Lokalverhältniſſe.“ — Es 
bezieht ſich dieſer Zufag beſonders auf Oberſchleſien, 
wo das polniſche Element noch ſtark vorherrſchend iſt, 
und den Lehrer nöthigt, den Unterricht in deutſcher 
und polniſcher Sprache zu ertheilen. — Der Regie⸗ 
rungs- Kommiſſarius theilt mit, daß die Behörden 
dieſen Punkt bereits in Erwägung gezogen und 
die Nothwendigkeit einer Reform erkannt hät⸗ 
ten. — Der Antrag des Abgeordneten Mildner, 
daß bei Entwerfung des allgemeines Schulgeſetzes 
der Lehrerſtand angemeſſen vertreten ſei, wird eben⸗ 
falls angenommen. — Ein Antrag von Engwitz, 
noch einen § aufzunehmen, daß für die Bildung der 
weiblichen Jugend gleiche Sorge getragen werde, wie 
für die männliche, wird von Köhler nech damit un⸗ 
terſtützt, daß ſeine Committenten ihm dieſen Punkt be⸗ 
ſonders anempfohlen hätten, da der Magiſtrat von 
Breslau für die Erziehung der weiblichen Jugend zu 
wenig thut. — Die Verſammlung entſcheidet ſich ge: 
gen die Annahme des Paragraphen. — Schließlich 
theilt der Vorſitzende noch mit, daß ihm ein Schreiben 
von dem Ober⸗Präſidenten zugekommen wäre, Betreffs 
des von einer Anzahl Lehrer, eingereichten Geſuches, 
wegen Wiederherſtellung des Seminars zu Breslau, 
und der Anſtellung der beiden Lehrer Scholz und 
Löſchke. Das Miniſterium habe hierauf den Beſcheid 
gegeben, daß der jetzige Zeitpunkt für die Wiederher⸗ 
ſtellung des Seminars ungeeignet wäre, und daß die 
Anſtellung der genannten Lehrer bereits verfügt wor⸗ 
den ſei. — Die Sitzung wird nach 1 Uhr geſchloſſen. 


Aus der Provinz. Am 3. Septbr., Nachmit⸗ 
tags zwiſchen 5 und 6 Uhr, gerieth der 19 Jahr alte 
Auszüglerſohn Joſeph Langer aus dem Dorfe Kurſchen, 
mit dem 15 Jahr alten Bauersſohn Johann Riedel 
aus dem Dorfe Falkenau im Kreiſe Grottkau, in Kur⸗ 
ſchen, in einen Wortwechſel auf der Dorfſtraße, bei 
welchem Riedel ſo wüthend wurde, daß er dabei Lan⸗ 
ger mit einem Meſſer in die linke Bruſt ſtach. Da 
der Stich die Blutkammer des Langer ſehr ſtark ver⸗ 
letzt hatte, ſo gab derſelbe ſchon nach einer Stunde, 
ohnerachtet der herbeigeeilten ärztlichen Hülfe, ſeinen 
Geiſt auf. Der Riedel iſt ſofort verhaftet, und dem 
betreffenden Gericht zur Unterſuchung überliefert worden. 


* Schweiditz, 8. Sept. [Demokratiſch⸗kon⸗ 
ſtitutioneller Verein. Wahlkandi daten.] Der 
hieſige demokratiſch-konſtitutionelle Verein verfolgt, um 
das Intereſſe an den politiſchen Tagesfragen rege zu 
erhalten, in ſeinen Sitzungen zunächſt die Verhandlun⸗ 
gen der preußiſchen Nationalverſammlung, für deren 
Berichterſtattung zu Anfange der Sitzungen eine eigne 
Kommiſſion ernannt iſt. Im Verlauf der geſtrigen 
Verhandlungen wurde die Aufmerkſamkeit auf die für 
heute Nachmittag anberaumte Wahl des Deputirten 
gelenkt, der Hepche's Stelle erſetzen ſoll; Senior 
Krauſe aus Breslau ſtellte ſich bei dieſer Gelegen⸗ 
heit der Verſammlung als Wahlkandidat vor; er ſoll 
in Stadt und Umgegend Zobten die Stimmen der 
Wahlmänner meiſt für ſich gewonnen haben. Die 
demokratiſche Partei wird ihm in der Perſon des 
Dr. Pinoff aus Breslau einen Candidaten entge⸗ 
genſtellen. Beide Candidaten werden wahrſcheinlich 
in der auf heut Vormittag 11 Uhr im Gaſthofe zum 
goldnen Scepter anberaumten Vorverſammlung der 
Wahlmänner ihr politiſches Glaubensbekenntniß ab⸗ 
legen. 


8 Hirſchberg, 6. Septbr. [Garniſonsan⸗ 
gelegenheit.] Unter einem Theile der hieſigen Bür⸗ 
ger iſt eine Petition zu Stande gekommen, das Geſuch 
enthaltend, daß die ſeit einiger Zeit hier einquartirten 
Ziger aus Görlitz als Garniſon in Hirſchberg verblei⸗ 
ben möchten. — In einer Correſpondenz vom 4. d. M. 
in der heutigen Nummer Ihrer Zeitung iſt in dem 
Satze: der konſtitutionelle Verein hat ſich genöthigt ge— 
ſehen, ſeine Sitzungen aus der Brauerei des Herrn 
Martin (eines der drei im Frühjahre verhafteten Ne: 
publikaner) in ein weniger verrufenes () Lokal zu 
verlegen — das Wörtchen weniger ſtatt nicht ge— 
ſetzt worden; was ich hiermit zu berichtigen mich ver⸗ 
anlaßt fühle. 


6— — — — 

* Neiſſe, 6. September. Am 3. feierte die hie⸗ 
fige Bürgerſchaft ein Feſt zu Ehren des Reichsver⸗ 
weſers. Der von faſt 1000 Wehrmannern abgehal⸗ 
tenen Parade hielt der Major Jäkel eine Rede in 
Bezug auf den Reichsverweſer, Abends fand ein Feu⸗ 
erwerk ſowie mehrere andere Luſtbarkeiten ftatt. 


* Brieg, 7. September. Der heutige „Samm⸗ 
ler“ macht den Vorſchlag, daß eine Konferenz ſämmt⸗ 
licher ſchleſiſcher Bürgerwehr-Korporationen in Breslau, 
oder doch wenigſtens in jedem Regierungsbezirk, zu⸗ 
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ſammentreten folle, um einen Geſammt⸗Proteſt für bie 
ganze Provinz gegen das neue Bürgerwehr-Gefeg zu 


erlaſſen. : 
Mannigfaltiges. 


— Gerlin.) Die Lokomotive theilt einen „Ope⸗ 
ratiosplan der Regierung“ mit, welcher für den 
Fall entworfen ſei, daß in Berlin eine Revolution zum 
Ausbruch kommen ſollte. „Die Berliner Garniſon iſt 
jetzt um 1000 Mann ſtärker als vor dem 18. März, 
das Garde⸗Jäger⸗Bataillon iſt außerdem dazu gekom⸗ 
men. Das Füſilierbataillon des Garde-⸗Regiments geht 
nach Köpenick, um die Gegend am Holzmarkt zu decken. 
Die in Burg ſtehende reitende Artillerie hat Marſch⸗ 
order nach Berlin. Anßerdem kommen nach Charlot⸗ 
tenburg, wo bekanntlich Garde-Infanterie ſtebt, 16 Ka⸗ 
nonen. Man rechnet beim Ausbruch des Aufſtandes 
nur auf das Erſcheinen von 5000 Mann Bürgerwehr, 
weßhalb mit der Bürgerwehr zugleich auch das Mili⸗ 
tär ausrücken ſoll, und zwar ſo, daß ein Bataillon 
des 9. Regiments das Zeughaus beſetzen ſoll, während 
die übrigen Bataillone des 9. Regiments, hinter der 
Kommunikation, das Brandenburger Thor erreichen 


ſollen, um ſo das unter den Linden beſindliche Volk 


Das 
1. und 2. Bataillon des 24. Regiments beſetzen zu 
gleicher Zeit den Luſtgarten. Die Bürgerwehr ſoll bloß 
dazu verwendet werden, um das Barrikadenbauen zu 
verhindern. Jeder Soldat erhält bereits jetzt 100 
ſcharfe Patronen (2) und auch die Garde in Charlot⸗ 
tenburg hat ſchon Patronen für ihre Zündnadelgewehre 
bekommen.“ 

— Zwölf pommerſche Scävola's auf eins 
mall] Einen Brief, unterſchrieben: „Zwölf vers 
ſchworene pommerſche Jünglinge,“ theilt Herr 
Held in Berlin mit, worin dieſe ihm ſchreiben, daß, noch 
ehe er Präſident der Republik ſein würde, ſie ihre 
Hände in dem Blute aller Republikaner, das des Prä⸗ 
ſidenten mit einbegriffen, gewaſchen haben müßten oder 
er würde in Pommern zwei Millionen Leichen ſehen? 
Wahrſcheinlich iſt da die künftige Generation mit⸗ 

gezählt. Am Schluſſe ſagen fir: Unſere Dolche ha⸗ 


zwiſchen zwei Feuer zu bringen und aufzureiben. 


ben wir ſchon für Dich ſchleifen laſſen. G. H.) 


Der Kommunalbericht, welcher uns erſt Abends 
nach 5 Uhr zugekommen iſt, wird in der nächſten Nr. 
der Ztg. abgedruckt werden. 


Niederſchleſiſche Zweigbahn. 
Auf der Niederſchleſiſchen Zweigbahn find in Mo⸗ 
nat Auguſt d. J. 10848 Per⸗ 
ſonen für 4960 Rtr. 14 Sgr. — Pf. 
befördert worden. 
11998 Pfd. Gepäck⸗Ueberfr. u. 


25 Equipagen für O0 - 21 60.5 
49 Stück Vieh und 10 Ctr. 

Geflügel für 90 ñũ„ 63 0. 
17788 % Ctr. Güter für 1633 =: 21 3 


mithin betrug die Einnahme 6915 Rtlr. 3 Sge. 3Pf. 


4 Wilhelms = Bahn. 
Inm Monat Auguſt fand auf der Wilhelms⸗Bahn fols 
Es wurden befördert: 


gende Frequenz ftatt, 
3319 Rtlr. 15 Sgr. — Pf. 
iE 


7015 Perſonen für 
Gepäck für 


Hunde für 8 a WO 
Pferde und andere Thiere für 180 20 = — : 
Equipagen für . 25 ⸗ 20 „ — . 
19870 Centner Fracht für 2238 - 14 = 10: 

Geſammt⸗Einnahme 6086 - 14 = 1 


00 REIT: PETER RETTTRBESE ET TEEN 
Inſerate. 


Die Intereſſen des Grundbeſitzes, ſei der Beſitz⸗ 


ſtand groß oder klein, find ſtets dieſelben, allen Be⸗ 


fisern von Grund und Boden gemeinſam, fie haben 
ein gleichartiges Kapital zu ſchützen, gleichartige Pros 
dukte zu verwerthen. Die Verſchiedenheit in den po⸗ 
litiſchen Rechten der Eigenthümer, die Thatſache, daß 
der kleinere Beſitz in der Regel dem großeren verpflich⸗ 
tet iſt, wodurch die Grundbeſitzer in verſchiedene. 
Schichten zu zerfallen ſcheinen, darf ein Band nicht 
ſchwächen, welches dieſe Schichten ſämmtlich eng ums 
ſchließt. Nur enge Vereinigung ſämmtlicher Grund: 
beſitzer kann die dem Eigenthümer des Bodens gebüh⸗ 
rende politiſche Bedeutung ſichern, zur Ecreichung ges 
meinſamer Zwecke, Echaltung des Kapitals und Ver⸗ 
werthung der Produkte führen. 

Dieſe Einigung zu bewerkſtelligen, dieſe Bedeutung 
zu erkämpfen, dieſe Zwecke zn fördern, iſt die Tendenz 
des Vereins, welcher ſeine Statuten unter dem Na⸗ 
men „Statuten des oberſchleſiſchen Vereins zur För— 
derung der Intereſſen des Grundbeſitzes“ am 17. Sep⸗ 
tember d. J., Vormittags 11 Uhr, auf dem Bahn⸗ 
hofe zu Kandrzin berathen wird. Jeder Grundbeſitzer, 
mag ſein Beſitzthum noch ſo klein ſein, wird hierdurch 
eingeladen, ſich an dem genannten Tage dem Vereine 
anzuſchließen, um demſelben zu feinen Zwecke forderlich 


zu fein. Das Direktorium. 


. 


Zweite Beilage zu Me 
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211 der Breslauer Zeitung. 


Sonnabend den 9. September 1848. 


Bekanntmachung. 

Wir haben nach Eingang der landesherrlichen 
Genehmigung im Einverſtändniß mit der Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung beſchloſſen: 

1) die Zinſen von denjenigen hieſigen Stadt⸗ 
Obligationen von Weihnachten 1847 ab von 
3 ½ auf 4 pCt. zu erhöhen, für welche dem 
Kündigungs⸗Rechte Seitens der Inhaber ent: 
ſagt wird; 
zur Erleichterung des Verkehrs mit dieſen 
Obligationen dem höheren Zinsfuß entſpre— 
chende Coupons auf die Dauer von 10 Zah: 
ren, von Johannis d. J. ab auszufertigen 
und beizugeben, 
Indem wir dies zur öffentlichen Kenntniß brin— 
gen, fordern wir die Inhaber hieſiger Stadt⸗Obli— 


2 


gationen hierdurch auf, ſich ſpäteſtens bis zum 


15. Oktober d. J. bei unſerer Kämmerei-Haupt⸗ 
Kaſſe darüber zu erklären, ob fie bei dem feftge: 
ſtellten höheren Zinsfuße und unter Beigabe von 


Zins-Coupons auf 10 Jahre zu den Obligatio⸗ 
nen, das Kündigungsrecht Ihrerſeits aufzugeben 


bereit ſind. 

In dieſem Falle wird von der Kämmerei⸗ 
Haupt⸗Kaſſe auf den mittelſt Verzeichniſſes hierbei 
vorzulegenden Obligationen ein rother Stempel 
mit der Inſchrift: 

„Von Termino Weihnachten 1847 ab mit 

„4 pCt. verzinslich und unkündbar Seitens 

„des Inhabers,“ 
und ein Schwarz-Stempel mit der Inſchrift: 

„Zinſen bis Johannis 1848 bezahlt,“ 


Dringende Einladung an den geſamm⸗ 
ten Ruſtikalſtand Schleſiens. 

Die Rittergutsbeſitzer vereinigen ſich überall zum 
Schutze ihrer vermeintlichen Rechte. Das Wenige, 
was das Miniſterium, welches in dieſem Falle den 
Grundſatz der Gerechtigkeit und Billigkeit nicht ver⸗ 
läugnen kann, bis jetzt für den Ruſtikal-Stand hat 
thun wollen, namentlich die unentgeltliche Aufhebung 
einiger ganz unweſentlicher, zum Theil nur noch dem 
Namen nach beſtehender, ſogenannter Rechte, und die 
Auferlegung einer Grundſteuer auf diejenigen Ritter⸗ 
güter, welche bisher ganz, oder größten Theils davon 
befreit waren; auch dies Wenige iſt ihnen zu viel, 
das Jahrhunderte alte Unrecht ſoll ungeſühnt, Alles 
ſoll beim Alten bleiben. Gegenüber ſolchen Geſinnun⸗ 
gen iſt eine Einigung unmöglich, ſie rufen uns zum 
Kampfe, nun ſo ſei es denn: Kampf gegen 
Kampf. 

In der am 27. v. M. in Mörſchelwitz ſtattgefun⸗ 
denen Verſammlung, in welcher achtzehn Kreiſe ver— 
treten waren, wurde beſchloſſen, daß in jedem Kreiſe 
Schleſiens Vereine gebildet, und dieſe ſämmtlich zu 
Einem Hauptvereine zuſammentreten ſollen, die Un⸗ 
terzeichneten wurden mit Entwerfung der Statuten 
beauftragt. Demzufolge fordern wir alle Diejenigen, 
welche in ihren Rechten durch die Rittergutsbeſitzer ge— 
fährdet ſind, auf, zunächſt ſofort mit der Bildung der 
einzelnen Vereine vorzugehen, für jeden derſelben zwei 
Deputirte zu wählen, und dieſe ſodann zu einer ge— 
meinſchaftlichen Berathung nach Breslau abzuordnen. 
Sie ſoll 

am 22. d. M., Abends von 8 Uhr ab und 

dem folgenden Tage, früh von 8 Uhr an 

im ehemaligen Liebich'ſchen Lokale in 
der Gartenſtraße 


Vereine und andere die Sache betreffende Angelegen⸗ 
heiten wird der mitunterzeichnete Bauergutsbeſitzer L. 
Schlincke in Gr. Weigelsdorf bei Hundsfeld ſofort 


beantworten. Breslau, den 7. September 1848. 
L. Schlincke. Beck. Lauſch. Petery. 
Polſt. Wüſtrich. 


Verſammlung ſämmtlicher Lehrer 
der Kreiſe Schweidnitz, Striegau, Waldenburg, Mitt⸗ 
woch den 13. September, früh 10 Uhr in Fürſtenſtein. 
(Der Tag iſt von der hohen Behörde als freier Schul⸗ 
tag bewilligt.) 

Rupp. Gollniſch. Kranz. 

Deputirte der Provinzial-Lehrer-Verſammlung. 


Erwiederung. 

Die Breslauer Zeitung läßt ſich in Nr. 201 aus Ber⸗ 
lin ſchreiben, Ritter Schnapphahnski habe eine Menge Ak⸗ 
tien auf die „N. Rh. 3.“ genommen und deshalb ſeien die 
Feuilletons⸗Artikel über ihn abgebrochen, weil eine Zeitung 
unmöglich gegen ihre eigenen Aktionäre polemiſiren könne. 
Die angeblich demokratiſche Düſſeldorfer Zeitung hat ſich 
gemüßigt geſehen, dieſe Inſinuation in ihre Spalten aufzu⸗ 
nehmen. Die perfide Inſinuation kommt aber leider zu 
ſpät. Schon Nr. 92 der N. Rh. 3., die längſt vor An⸗ 
kunft der Nr. 201 der Breslauer Zeitung ausgegeben wurde, 
enthält die Fortſetzung der beſagten Feuilletons Artikel. 
Die Neue Rheiniſche Zeitung iſt übrigens ein Parteiblatt 
und hat bereits hinlänglich den Beweis geführt, daß ſie 
nicht käuflich iſt. 

Die Geranten der Neuen Rheiniſchen Zeitung. 

Zum Bau einer evangeliſchen Kirche in Guttentag ſind 
dem dortigen Kirchenvorſtande an milden Gaben zugegangen: 
vom Hrn. Walzmeiſter Cuchul in Renardshütte 5 Thlr., von 
einem Ungenannten in Karlsruhe 2 Thlr., von Frau Juſtiz⸗ 
räthin Janiſch in Guttentag 5 Thlr., von Sr. Durchlaucht 
Herrn Fürſten von Hohenlohe auf Koſchentin 5 Thlr., von 
Herrn Domherrn von Levetzow in der Altmark 5 Thlr., von 
Herrn Kaufmann Henſel in Lublinitz 5 Thlr. 

Indem ich dafür dieſen edlen Gebern Namens meiner 
bedrängten theuren Gemeinde den herzlichſten Dank abſtatte 


beigedruckt und damit zugleich der höhere Zinſen— 
betrag von Weihnachten 1847 bis Johannis 1848, 
von ½ Pt. gezahlt werden. 
Die Beigabe der Zins-Coupons ſoll vom 
20. September d. J. ab ſogleich bei Vorlegung 
der Obligationen erfolgen, und daß es geſchehen, 
auf denſelben durch Stempel -Abdruck vermerkt 
werden. Breslau, den 31. Auguſt 1848. 


Der Magiſtrat 
| hieſiger Haupt- und Reſidenzſtadt. 


ſtattfinden. Gegenſtände der Berathung und Be— 
ſchlußnahme werden fein: 1) Feſtſtellung der Statu⸗ 
ten, 2) Wahl des Ausſchuſſes, 3) Beſtimmung über 
zunächſt zu ergreifende Maßregeln. — Die innere Or⸗ 
ganiſation wird jedem Kreisvereine vollſtändig überlaſ⸗ 
fen, wenn nur überall der Hauptzweck, Beförderung 
des Wohles und Schutz der Intereſſen und Rechte 
des Landvolkes, derſelbe iſt. Einheit giebt Kraft, 
nur durch ein vereintes Wirken werden wir unſer Ziel 
erreichen. — Etwaige Anfragen über Bildung der 


und Gottes Segen wünſche, bitte ich recht dringend um fer⸗ 
nere gütige Beiſteuer zum beregten Zwecke. 
Appenroth, 
Paſtor zu Friedrichsgrätz und Guttentag. 


Für die Abgebrannten zu Falkenhain ſind fer⸗ 
ner bei uns eingegangen: von H. S. 15 Sgr. und ein 
äckchen Sachen, Wundarzt Sylla 20 Sgr., Prof. Sts 
Rthl., F. L. in Freiſtadt 1 Rthl., v. S. 15 Sgr.; laut 
Zeitung vom 2. September 8 Rthl, 7 Sgr. und 2 Päckchen 
Sachen. Summa 11 Kthl. 27 Sgr. und 3 Päckchen Sachen. 
Expedition der Breslauer Zeitung. 


Buchhandlung Ferd. Hirt in Breslau u. Ratibor. 


So eben erſchien im Verlage von Otto Klemm in Leipzig und iſt in allen Buch⸗ 
handlungen vorräthig, in Breslau und Ratibor vorräthig bei Ferdinand Hirt, in 
Krotoſchin bei Stock: 


Shakſpeare's Sommernachtstraum 
von Adolf Böttger. 


Miniatur-Ausgabe. br. Preis 22½ Sgr. In gepreßter Leinwand elegant 
gebunden und mit Goldſchnitt, Preis 1 Rthl. 

Adolf Böttger erwarb ſich als Dichter und Byronüberſetzer eine Berühmtheit, die 
dieſer neuen Uebertragung in ihrer eigenthümlichen Auffaſſung und Formvollendung ver⸗ 
dienten Eingang im deutſchen Volk und auf der Buhne ſichert, ohne dadurch dem großen 
Shakſpeare⸗Ueberſetzer A. W. Schlegel Eintrag zu thun. 

In Kurzem erſcheint Romeo und Julie. 


Todes Anzeige. 

Heute Morgen 12 ½ Uhr verſchied unfer 
innigſt geliebter Gatte und Vater, der Bade⸗ 
Inſpektor Warmbrunn. Dieſe traurige 
Nachricht widmen wir unſern Bekannten und 
Freunden, um ſtille Theilnahme bittend. 

Landeck, den 5. September 1848. 
Die Hinterbliebenen. 
Sonntag den 10. September, Nachmittag 
4 Uhr, Sitzung des ärztlichen Zweigvereins, 
im Lokal der schlesischen Gesellschaft für 
vaterländische Cultur, 


Der Verein der Aerzte 


zur Förderung ihrer Standes⸗Intereſſen hält 
ſeine Central⸗Verſammlung Dienſtags den 12. 
d. Mts., Vormittags von 11 uhr an, im 
Gaſthofe zum Kronprinzen zu Bunzlau ab, 


ö Tbeater⸗Nachricht. 
Sonnabend: 60ſte Abonnements⸗Vorſtellung. 
Konzert von den Geſchwiſtern Ne⸗ 
ruda. 1) Trio für Piano, Violine und 
9 Violoncello von C. de Beriot, vorgetragen 
von den Geſchwiſtern Amalie, Wilhelmine 
und Victor Neruda. 2) Variationes bril- 
lantes et Finale über ein Thema aus der 
Oper „Somnambula“ für Violine mit 
Begleitung des Orcheſters von A. Bazzini, 
vorgetragen von Wilhelmine Neruda. 3) 
| Reminiscens de Zampa et Fra Diavolo. 


Fantasie Variatiönes für das Pianoforte 
von Charl. Voß, vorgetragen von Amalie 
| Neruda. 4) „Carneval von Venedig“ 
von H. W. Ernſt für Violine, vorgetra⸗ 
gen von Wilhelmine Neruda. — Vorher: 
„Erziehungs⸗Neſultate.“ Luſtſpiel 


C. B. 1 t 7 er 2 . 2 
. * ai eee 2 wozu ſämmtliche Aerzte und Wundärzte, na⸗ Bei Ferdinand Hirt in Breslau (Naſchmarkt Nr. 47), Reisner in Liegnitz, 
6 Nee Sraunſchw 6 als Gaſt. Perg u ne ene Heege in Schweidnitz, Flemming in Glogau iſt vorrätig: 
Sonntag: „Die Verſchwörung des biermit ergebenſt eingeladen werden. D K b ck 
iesko.““ Trauerſpiel in 5 Akten von) Gorlie den 7. Septbr. 1818. er u en 4 kr, 


\ Dr. Sintenis, z. 3. Vorfigender. 
ABZNRZSRZSEZIFZAF AT menen 
A Nennen Nene 

- Durch alle Buchhandlungen, in 

J Breslau bei G. P. Aderholz; 
(Ring: und Stockgaſſen⸗Ecke Nr. 53), 
iſt zu haben: 

Demokratie und Volksſchule. 
Ein Wort über die Stellung der 
Schule im demokratiſchen Staate, 5 
mit beſonderer Rückſicht auf die 
$ 23 2c. des Verfaſſungs⸗Entwurfs 
für den preußiſchen Staat, von 
L. Jacobi. (Berl, von C. Flem⸗ 
ming.) 3 Sgr. 

N Ne 2 21 

Den Herren Gutsbeſitzer 


in der umgegend von Breslau biete ich bei 


chiller. — um vielſeitigen Wünſchen zu 
degegnen, wird Herr Emil Devrient 
noch einmal in der Rolle des Fiesko auf⸗ 
treten. 


7 ZIEHE TEE? 


| (Statt jeder befonderen Meldung.) 
Augufte Sander, 
Wilhelm Jaretzky. 
Verlobte. 

Haynau und Breslau. 
Entbindung 8: Anzeige. 
(Statt befonderer Meldung.) 

Heute früh 2 uhr wurde meine Frau Ma⸗ 
rie, geb. Schmidt, von einem Mädchen 
glücklich entbunden. 

Auras, den 7. September 1848. 

Dr. Andermann. 
Entbindungs⸗Anzeige. 
Die dieſen Mittag 11 uhr erfolgte glückliche 
dung meiner guten Frau Charlotte, 
eb. Handel, von einem gefunden Madchen, 
eehre ich mich, ftatt beſonderer Meldung, er: 
gebenſt anzuzeigen. 
Neiſſe, den 7. September 1848. 


oder 200 vollſtändige Anweiſungen, alle Arten Kuchen 

Obſtkuchen, Topfkuchen, Torten, Blätterteige, Waffeln 
und Schweizerbackwerke, Lebkuchen und Pfeffernüſſe 
gut und billig ſelbſt zu backen. ‘ 

Von Dr. Brocke, herzogl. anhalt. Mundkoch. 
1846. broch. 8. 10 Sgr. * 
Nach dieſen Anweiſungen kann jede Hausfrau und jeder Reſtaurateur die ſchönſten 

Backwerke liefern. 


Auch in Ratibor in der Hirt ſchen Buchhandlung, in Krotoſchin bei Stock, in 
Neiſſe bei Hennings, in Glatz bei Hirſchberg zu haben. 


Bei Wilh. Jacobſohn, Kupferſchmiedeſtr. 44, ſind antiquariſch vorräthig 
Humboldts Kosmos, 2 Bde. f. 4 Ril. Beckers Weltgeſch. 14 B. 7. Aufl. 7 Rtl. Sohrs 
Atlas in 80 Karten 4 Rtl. Knies Dörfer⸗ und Städteverzeichniß 17; Rtl. Schillers W. 
12 B. 4 Rtl. Moliere in 1 B. 2 Rtl. Blumauer 4 B., Rückert Ged., Sallets Laien⸗ 
dem gegenwärtigen Waſſermangel auf dem Evangelium (eleg. geb.), Geibels Ged. a 1 Rtl. Auerbachs ſchwarzw. Dorfg. 2 B., Auf- 
Londe, meine Mühle in der Stadt zur Ver⸗ fenbergs Schr. 21 B., Eberhard 20 B., Gaudys Schr. 24 B., Gellert 10 B., Jacobis 
mahlung von Getreide ergebenft an. Zugleich Schr. 8 B., Moliere 4 B., Pückler⸗Muskau Zuttigrutti, Semilaſſo ꝛc. 10 B., Karoline 
verſpreche ich, allen Anforderungen in Betreff Ka W. 50 B., Raupach Hohenſtaufen 8 B., Shakeſpeare 18 B., Steffens Novellen 
meines Verkaufs von allen Sorten Weizen⸗ 15 B., Derſ. was ich erlebte 4 B., Sue Geheim, von Paris 10 B., ewige Jude 12 B., 
Mehl (en gros und en detail) aufs vollkom-] Martin der Findling 9 B., zuſammen 225 ſehr gut, faſt neu gehaltene Bde. f. 45 Kthl., 
menſte genügen zu wollen. während der Ladenpreis excl. Einb. circa 110 Rtl. beträgt. Dieſe Offerte dürfte zum Be⸗ 

M. Ludwig, hufe der Anlegung einer Privat: oder Leihbibliothek eine fehr willkommene fein, und würde 


N 


ur Moritz Kloß. h h 
1 Entbind Anzet 5 7 7 in der fogenannten Hauptmühle zu diefem oder jenen Zwecke eine bei weitem größere Sammlung der gediegenften Schr. 
Die glücklich * Entbindung mein in Breslau, aus der klaſſ. und belletr. Literatur zu den mäßigſten Preiſen zu Gebote ſtehen. Ehen fo 

gte ER am Eingange des Bürgerwerders. werden auch einzelne Werke aus dieſer Samml. verkauft. — Jugendſchr., Landk., Schul⸗ 


lieben Frau Emile geb. Schindler, von 
einem geſunden Knaben zeige ich hiermit, ſtatt 
beſonderer Meldung, Verwandten und Freun⸗ 
en ganz ergebenſt an. 
Jauer, den 6. Septbr. 1848. 
Dr, Robert Steudner. 


Eine Oel⸗Preſſe wird zu kaufen geſucht. 
Näheres Kloſterſtr. Nr. 80 im Dampfbade. 

Ein großes Repoſitorium iſt billig zu ver⸗ 
kaufen. Näheres bei Gebrüder Friederiei, 
Ohlauerſtraße Nr. 5. 6. 


bücher zu ſehr mäßigen Preifen. Auch werden daſelbſt fortwährend Bücher zu den hoͤchſten 
Preiſen gekauft. g 


Ein eiſerner eleganter Stubenofen 


iſt zu verkaufen. Das Nähere Herrenftraße Nr. 20 im Comtoir. 


— 


Bekanntmachung. 

Im Geſchäfts⸗Lokale des unterzeichneten 
Haupt⸗Steuer⸗Amts — Werderſtraße Nr. 28 
hierſelbſt — ſollen Montag den 11. d. M., 
Vormittags 10 uhr, circa 24 Ztr. Makula⸗ 
tur, die Hälfte unter Beding des Einſtam⸗ 
pfens, gegen gleich baare Bezahlung öffent- 
lich verſteigert werden. 

Breslau, den 4. September 1848. 
Königliches Haupt⸗Steuer⸗Amt. 
Brau⸗Urbar⸗Verpachtung. 

Zur Verpachtung des hieſigen Brau⸗urbar 
auf drei Jahre, haben wir einen Termin auf 
den 4. k. M., Vormittag 9 uhr, anberaumt; 
wozu wir kautionsfähige Pächter einladen. 


Die Pachtbedingungen können zu jeder ſchick⸗ 


lichen Zeit bei uns eingeſehen werden. 
Lewin, den 6. September 1848. 
Der Magiſtrat. 


nventars⸗Verſteigerung, 

Das Inventar auf unſerem Kämmereigute 
Gräferei, dicht bei Neiſſe, beſtehend aus 17 
Pferden, 2 Fohlen, 700 Stück Schafovieh 
(feine Einſchur), worunter zwei edle Böcke, 
138 Lämmern, 41 Stück Rindvieb ſehr guter 


Qualität, 11 Stück Jungvieh, Acker⸗ und auf Sonntag den 10. Sept. ladet ergebenſt 
Wirthſchaftsgeräth, ſoll an Ort und Stelle ein: 


Gräferei Donnerftag den I4ten und Freitag 
den 15ten d. Mts., früh von 8 Uhr ab, ge⸗ 
gen ſofortige Baarzahlung an den Meiſtbie⸗ 
tenden verſteigert werden. Wir laden Kauf⸗ 
luſtige mit dem Bemerken ein, daß das Vieh 
zuerſt an die Reihe kommt. 

Neiſſe, den 7. September 1848. 

Der Magiſtrat. 
Bekanntmachung. 

Aus dem Depoſitorio zu Gohlau, Neu⸗ 
marktſchen Kreiſes, ſind in der Nacht vom 
dten zum 7ten d. Mis. mittelſt gewaltſamen 
Einbruchs 274 Rthl. 22 Sgr. 4 Pf., theils 
baar, theils in Kaſſen⸗Anweiſungen, und fol: 
gende außer Kurs geſetzte Staatsſchuldſcheine: 

Lit. F. Nr. 182,379 über 100 Rtdl, 


„ F. „ 130819 100 * 
1 . 39,010. W s 
* I. z 50,668 = 25 3 
„ H. 18,3035 23 


nebſt Coupons⸗Serie X. Nr. 4 bis 8 incl., 
ſowie ein ruſſiſches Fünfguldenſtück, ein öſter⸗ 
reichiſches Dre Bigkreuzerftüch, zwei einfache 
und zwei doppelte Kaiſerböhmen, letztere Ge⸗ 
genſtände in einem mit Perlen geſtrickten 
Beutel, entwendet worden. 

Alle reſp. Behörden und Privatperſonen, 
denen dieſe Gegenſtände zum Vorſchein kom⸗ 
men, werden erſucht, dieſeiben anzuhalten, 
und an uns, Schweidnitzer Stadtgraben Nr. 
21 hierſelbſt, abzuliefern, und alle diejenigen 
Umftände, welche zur Entdeckung des Ihä- 
ters führen könnten, uns anzuzeigen. 

Breslau, den 8. September 1848. 

Das Gerichtsamt Gohlau. 


Bitte au alle Menſchenfreunde, 
die ſofortige Freilaſſung meines Ehemannes, 
des Hausbeſitzers Touché zu bewirken, der 
ſeit vollen vier Wochen im Kerker, heiſer 
und der Sprache beraubt, feſt gehalten wird; 
weil er, ehe auf die vorliegende Anklage er 
Rede und Antwort geben will, gern erſt in 
den Beſitz ſeiner Stimme gelangen möchte, 
aber zufolge feiner Hämorrhoidalleiden im Ge⸗ 
faͤngniß täglich ſchwächer wird. Sollte der 
Einwand gemacht werden: „man habe ihm 
ärztliche Hilfe geboten,“ ſo bemerke ich, daß 
er dieſelbe im Gefängniß entſchieden von 
ſich gewieſen. Anna Touché. 


Mit guten Zeugniſſen verſehene geübte 
Steindrucker und Lithographen finden 
ſofort Beſchäftigung im lithographiſchen In⸗ 
ſtitut S. Lilienfeld, Reuſche Straße 38. 


Ein junger Oekonom, der wegen ungün: 
ſtiger Konjunktur ſich nicht gleich ankaufen 
will, iſt bereit, eine Inſpektor⸗Stelle anzu⸗ 
nehmen und beanſprucht nur in einer an⸗ 
ſtändigen Familie gute Aufnahme auch ohne 
Gehalt, per Adreſſe: L. V. Salvatorplatz 
Nr. 4, eine Stiege. 

das Gaſthaus 
zur „Stadt Freiburg“ in Breslau wird am 
Iten dieſes Monats beim Stadtgericht meiſt⸗ 
bietend verkauft. Taxe 10388 Rtlr. 

Zum Hafer⸗Kranz, Sonntag den Im, Sept., 
bei grgebenft ein: Anders im Iepten Heiler, 

Zur Erlernung der Oekonomie kann 
ich ſofort zwei Wirthſchafts⸗Eleven auf, gro: 
ßen Gütern bei Freiburg in Schl. placiren. 

Tralles, Meſſergaſſe Nr. 39. 


Einen ſehr praktiſchen mit guten 
Zeugniſſen verſehenen Wirthſchafts⸗Beamten 
weifet nach: Beinlich in Brieg, im Gaſt⸗ 


hauſe zur grünen Linde. 
Birken⸗Pflanzen. 


Bei dem Dominio Pathendorf, Woh⸗ 
lauer Kreiſes, find dieſen Herbſt und fünf: 
tiges Frübjahr, mehrere tauſend Schock Bir⸗ 
Pier anzen, auf Sandboden gezogen, zu ver: 
aufen, 


ſind bei Unterzeichnetem zu haben. 
Groß-Strehlig, den 6. Septbr. 1848. 
Starzikowsky. 


Roßhaare⸗Verkauf 


Ohlauerſtraße Nr. 79. 


borientaliſche Nacht. 


Georg Sand, Soulié, Eugen Sue, Trol⸗ 


und 5 Sgr. über den Marktpreis erfolgen. 


ſene billige Provifion beſtens ausführen würde. 
Hierauf Reflektirende erfahren Näheres bis 
zum 11. d. M. bei M. A. Zencominiers ki, 
Gartenſtraße 21. 


Von dem Freigut Zweihof liegen Proben von 


aus und nimmt Beſtellungen an: 


Reiſegelegenheit in einer Fenſterchaiſe nach 
Cudowa und Reinerz den Ilten d. Mts. 
Weintraubengaſſe Nr. 4. 


ſtehen zu verkaufen, einzeln, wie auch beide, an 
der Ohlauerſtraße, Seitenbeutel Nr. 20. 


find wegen augenblicklicher Auflöſung des Ge: 
ſchäfts äußerſt billig zu verkaufen Ring 35, 
eine Treppe. 

Eine braun⸗weiß gefleckte Wachtelhündin 
mit meſſingenem Halsband iſt verloren ge 
gangen; wer ſolche Albrechts⸗Straße Nr. 33 
aboiebt, erhält eine Belohnung. 
Ankauf wird gewarnt. 


ner gelbgeflekter Wachtelhund verloren gegan⸗ 
gen, wer denſelben Meſſergaſſe Nr. 9, par 
terre, abgiebt, erhält eine angemeſſene Be: 


lohnung. 


iſt im dritten Stock eine neu hergerichtete 
Wohnung von 3 Stuben nebſt Beigelaß zu 
einem jährlichen Miethzins von 100 Thaler 
zu vermiethen und zu Michaelis oder ſofort 
zu beziehen. Näheres im Comptoir daſelbſt. 


— —— — — — iiſſt im 2ten Stock eine Wohnung von ſechs 

Friſche Annanas, das Pfd. zu 20 Sgr., r nebſt Zubehör zu vermiethen. Nähe⸗ 
res im Spezereigewölbe daſelbſt par terre. 

Altbüßerſtraße Nr. 10 iſt die zweite Etage, 
beſtehend aus 6 Zimmern, darunter 2 Sallons, 
nebſt Küche und Küchenſtube bald oder zu 
ſpäteren Terminen zu vermiethen, das Nähere 
daſelbſt zu erfragen. 


2248 


Heute Sonnabend im ehemaligen 
Zahnſchen Lokale, Tauenzien⸗Straße, 
eine 


Nen 


Bei günſtiger Witterung iſt Sonntag den 
10. Sept. Concert und Gartenbeleuchtung 
in Höfchen vor dem Schweidnitzer Thore, 
wozu ergebenſt einladet: Laußmann, Caf. 


Zum Fleifh: und Wurſt⸗Ausſchieben, heute 

Sonnabend den 9. Sept., ladet ergebenſt ein: 
Höbel, Schankwirth, 

Bürgerwerder, Waſſergaſſe Nr. 17. 
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Fleiſch⸗ und Wurſt Ausfchieben 

Sonnabend den 9. Sept. Scheitnigerſtr. 25. 

FFF 

Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchieben 
und Garten⸗Concert 
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Scholz, Gaſtwirth in Hünern. 
Fum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchieben auf 
Sonnabend den 9. Septbr. ladet ergebenſt 
ein: Müller, Schankwirth, 
Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchie⸗ 
ben nebſt Wurſt⸗Abendbrot, Sonnabend den 
9. September, ladet ergebenſt ein: 
Conrad, Cafetier in Brigittenthal. 
Eine Leihbibliothek, die neueſten Werke 
von Balzac, Bourdin, Boz, F. Bremer, Fly⸗ 
gare Garlen, Alex. Dumas, Paul de Kock, 
Marryat, Th. Mundt, Paalzow, Reybaud, 
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lope, E. Willkomm u. m. A. enthaltend, ift 
billig zu verkaufen. Die Bücher ſind ganz 
neu. Näheres auf portofreie Anfragen un⸗ 
ter U. L. Nr. 100. poste restante Breslau. 


Ein junges Mädchen aus guter Familie, 
welches franzoſiſch ſpricht, wünſcht ein En⸗ 
gagement als Lehrerin kleinerer Kinder; auch 
iſt daſſelbe gern bereit, leichten häuslichen 
Geſchaften ſich zu unterziehen. Fräulein 
Werner, Ring Nr. 19, wird die Güte ha⸗ 
ben, das Nähere mitzutheilen. 

Gebrauchte Möbel und Betten werden ge⸗ 
kauft Reuſcheſtraße Nr. 45, 2 Stiegen. 

500 Scheffel 
gelben Samen-Weizen, gut gereinigt und keim⸗ 
fähig, von vorjähriger Ernte, offerirt das 
Dom. Stein bei Jordansmühl. Die Abholung 
kann von jetzt ab täglich gegen baare Zahlung 


Beachtenswerth. 

Einem Kaufmann, der in Privatgeſchäften 
nach Polen, auch bis Warſchau reiſt, würde 
es angenehm fein noch mehrere Geſchäfts-Be— 
ſorgungen zu erhalten, die er gegen angemef: 


Kartoffel⸗Anzeige. 


guten gelben mit der Schale zu kochenden, 

guten rothen Iris⸗ dito dito dito 

und den zu Mehlſpeiſen und Muß vorzüg⸗ 
lichen peruvianiſchen Kartoffeln 


Friedrich Guſtav Pohl, 
Schmiedebrücke Nr. 12. 


Zwei Schreibſekretäre von Kirſchbaumholz 


Jagdgewehre 


Vor dem 


Am 5. September gegen Abend iſt ein Heie 


Noſtmarkt Nr. 11 


Albrechtsſtraſſe Nr. 39 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. 


Br 
7 
A 


neueſten und geſchmackvollſten Stickereien, auf echtem Batiſt, Jaconet und 
Mull gearbeitet, ſortirt, und verkauft, wie gewöhnlich, zu ſehr billigen und 
feſten Fabrikpreiſen. 


— Echte Blonden⸗Volants zu Kleidergarnitur, Manſchetten, Streifen, Ein⸗ 
ſatz und dergl. Artikel. 82 
“Die franzöſiſchen Stickereien zeichnen ſich beſonders dadurch aus, daß 82 
fie auf feinſten Stoffen gearbeitet find, und daß fie durch die Wäſche durch— 2 
aus nicht verlieren. 2 
rn 


ſind kleine Wohnungen, Sonnenſeite, mit 
Kochöfen A 24, 30 und 36 Rthl. Siebenhu⸗ 
benerſtraße Nr. 1. 


Tauenzienplatz Nr. 7 iſt die zweite und 
dritte Etage zu vermiethen; 
beim Haushälter. 


Breiteſtraße Nr. 4 u. 5 vorn heraus iſt 
eine Parterre-Wohnung, beſtehend aus einer 
großen Stube, einem heizbaren Kabinet und 
Kellergelaß auf den Zeitraum von Michaelis 
bis Weihnachten d. J. für zehn Thaler zu 
vermiethen und daſelbſt zu erfragen. 


(Amtliches Cours⸗Blatt.) Geld⸗ und 5 
Dukaten 96 
112% Gld. Polnisches Courant 951, Gld. Deſterreichiſche Banknoten 93½ Br. Staats⸗ 
Schuld⸗Scheine per 100 Rtl. 34,0, 75 Br. 
97 Br., neue 3½ % 79%, Br. 
Litt. B 4% 93 Br., 34% 81% Br. 
91½ Br. — Eiſenbahn⸗ Aktien: 
ſchleſiſche Litt. A 3/ % 89 ½ Br. 0 
5 3% % 00 ¼ Br. Köln⸗Mindener 3½% 75 Gld. Friedrich-Wilhelms⸗Nordbahn 

Br. i 


(Cours- Bericht. ) 
bez., Prior. 4½ „% 91 Br. 
Prior. 5% 94 Br., Se. III. 5% 
Gld., Lit. B 60 Br. 89 % Gld. 8 
gard 4% 67%, Kleinigkeit, 67 mehr bez. u. Br. — Quittungs⸗Bogen: Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Nordbahn 4% à 42 / u. 42 bez. — Fonds: und Geld⸗Sorten: Staats⸗ 
Schuld⸗Scheine 3 %% 74% etw. bez u. Br. 
87% Br. Poſener Pfandbriefe 4% 96%, Gld., neue 3% % 79 Gld. Frledrichsd'or 113 
Br. Louisd or 112%, bez. Polniſche Pfandbriefe 4% neue 91 bez. 


FEE ᷣ CCC 
Magasin de Broderies de Nancy et Paris! : 
Venté d'une forte partie de Broderies et de Mouchoirs RE 

de batiste, pendant la foire de Breslau Eu 

a Hotel de blauen Hirsch, Ohlauer Strasse. 5 


Das Lager feiner franzöſiſcher 
Stickereien 
und echter Batiſt-Taſchentücher 
aus Nancy und Paris 


befindet ſich während des Jahrmarkts wiederum in Breslau 
im Gaſthof zum blauen Hirſch, par terre, Zimmer 


Nr. 2, in der Ohlauer Straße. 
Daſſelbe iſt dieſes Mal mit einer beſonders reichhaltigen Auswahl der 
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die feſten Preiſe find auf jedem Stücke deutlich bemerkt. D 

= Modernſte kleine Kragen von 5, 7, 8, 10, 12, 15, 20, 25 Sgr., 1, 1%, 
11, 2 bis 5 Kthl. s 

= Eleganteſte Chemiſettes von 10, 12, 15, 20, 25 Sgr., 1, 1½ 2, 2% 
bis 3 Rthl. 

= Geſchmackvollſte Pelerinen und Cardinals von 1, 1½, 1½, 2, 3, 4, 5 
bis 10 RKthl. 

= Echte Batiſt⸗Taſchentücher, fein geſtickt, von 15, 20, 25 Sgr., 1, 1½, 
„3, 4, 5, 6, 8, 10 bis 36 Rthl. 

= Echte Batiſt⸗Taſchentücher mit verſchiedener Bordüre & 15, 18, 20, 
25 Sgr. bis 1 Rthl., in , Dutzend billiger. 

— Batiſt⸗Tücher geringerer Qualität a 7 ½, 10, 12 Sgr. 

= Brüſſeler Schleier 20, 25 Sgr. bis 1 Rthl. 
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Im erweiterten Lokale des Weißgartens 


Sonntag den 10. September erſtes Konzert der Phylharmonie unter Leitung des Herrn 
A. Köttlitz. Anfang 3˙½ Uhr. 


Näheres beſagen die Anſchlagezettel. 


Eine Sendung feiner Mouſſeline de Laine⸗Roben a 3 und 4 Kthlr., echt fran⸗ 
zöſiſche Cachemir⸗Roben (reine Wolle) a 8 Rthlr., buntge 
das Kleid 7 Rthlr., ſchwarze Mailänder Glanz⸗Taffte, 
Mouſſeline⸗Noben empfing und offerirt zum fofortigen Verkauf: 


eifte Seidenftoffe, 
8 Batiſt⸗ — 


A. Weisler, 
Schweidnitzer⸗ und Junkern⸗Straßen⸗Ecke Nr. 50. 


Gardinen: und Möbel⸗Stoffe, Caſimir⸗Tiſchdecken a 4 Kthlr. in ſehr gro⸗ 
ßer Auswahl. 


Gruͤnberger Weintrauben 


empfiehlt auch in dieſem Jahre Fon Mitte September an bis Ende Oktober à Pfund 
2½ Sgr., in Fäßchen von 12 bis 30 Pfd. — Die Fäßchen werden weder berechnet noch 
mitgewogen. — Die Trauben werden, wenn die bis jetzt gehabte günſtige Witterung irgend 
noch anhält, eine ausgezeichnete Güte erreichen und darf ich, da nun auch das Porto 
um ½ Theil ermäßigt iſt, wohl auf recht viele Aufträge rechnen; ich werde wie bisher 
nur immer die beften und ſchönſten Trauben ſenden und mir fo das ſeit Jahren viel⸗ 
ſeitig geſchenkte Vertrauen auch ferner bewahren. 


Moſchke in Grünberg i. Schl. 


N. S. In Breslau werde ich beim Kaufmann Herrn Chriſt. Friedr. Gottſchalt, 
Nikolaiſtraße Nr. 80, ein täglich neu ergänztes Lager halten, wo diefelben in obiger Ver⸗ 
packungsweiſe und in gleich guter Qualität a Pfd. 3 Sgr. zu haben ſein werden. — Das 
Eintreffen der erſten Sendung werde ich |. 3. beſtimmt anzeigen. 


G. Moſchke. 


Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel. 

Oberamtmann Sydow u. Inſp. König a. 
Steinbach. Dr. Freund a. Warſchau. Lieut. 
v. Stahr a. Glogau. Eiſenbahn⸗Kommiſſar 
v. Düring a. Oppeln. Oberamtm. Braune 
a. Rothſchloß. Generalmajor From a. Frank⸗ 
furt a. Main. Partikulier Kozmian a. Ber⸗ 
lin. Bürger Wolanski u. Gutsbeſ. Graf v. 
Sawilcki a. Krakau. Gutsbeſ. v. Hünter u. 
Gr. v. Miluski a. Galizien. Gutsb. Schulz 
a, Görlitz. Offizier Graf v. Sawilczki aus 
Gräfenberg k. Profeſſor Marx a. Dresden. 
Kaufm. Satz a. Wien. Kaufm. Spiegelthal 
a. Köln. 


— — X———ß— ͤ —r8ĩ—T— 
Breslauer Getreide ⸗Preiſe 
am 8. September. 


Zu vermiethen 


das Nähere 


Der präparirte 


5 Sorte: beſte mittle _ geelngſte 

2 ————ů— —— — 
Pfeffermünz⸗Zucker, he, wehe 0 S. 8 f 80 
von mehreren geehrten Käufern als Cholera- Weizen, gelber 66 AR 50. 
Zucker begehrt, iſt a Carton 2½ Sgr. wie⸗ Roggen 77 Pi 
der vorräthig bei Gerſte F N 
Eduard Groß, am Neumarkt 42. Hafer r 17 


Breslau, den 8. September. 

onds⸗Courſe: Holländiſche Rand⸗ 
Br. Kaiſerliche Dukaten 66 ½% Br. Frledrichsd or 113½ Br. Loulsd'or 
Großherzoglich Poſener Pfandbriefe 4% 
Schleſiſche Pfandbriefe a 1000 tl. 3 ½ % 907%, Br., 
Alte polniſche Pfandbriefe 4% 91% Br., neue 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger 4% 87 Br. Ober⸗ 
Krakau⸗Oberſchleſiſche 43%, Br. Niederſchleſiſch⸗Mär⸗ 


Berlin, den 7, September: 
Eifenbahn: Aktien: Köln⸗Mindener 3% 75% u. Y 
Niederſchleſiſche 3%, % 681, Br., Prior. 4% 817, Br., 
89 Br. Oberſchleſiſche Kit. A 3% 90 Br. 89%, 
Rheiniſche 54 bez. Prior. 4% 68% Br., Poſen⸗Star⸗ 


Seehandlungs⸗Prämien⸗Scheine A 50 Rtl. 


Redakteur: Nimbs. 


